Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Strukturreform der Kinder- und
Jugendhilfe

(Erstes Kinder- und Jugendhilfestrukturreform-Gesetz — 1. KIHSRG)

A. Problem und Ziel

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), das am 1. Oktober
1990 in den ostdeutschen Bundeslandern und am 1. Januar 1991 in den westdeutschen
Bundeslandern in Kraft getreten ist, richtet sich an alle jungen Menschen. Auftrag der
Kinder- und Jugendhilfe ist es, zur Verwirklichung des Rechts eines jeden jungen Menschen
auf Forderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer selbstbestimmten,
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit beizutragen (vergleiche
§ 1 Absatz 1 SGB VIII). Sie ist damit das primar fur ein gedeihliches Aufwachsen von
Kindern und Jugendlichen verantwortliche Sozialleistungssystem. Um sicherzustellen, dass
die Kinder- und Jugendhilfe auch in Zukunft wirkungsvoll ihren Auftrag erfiillen kann, ist
eine umfassende Reform ihrer Strukturen erforderlich.

Die Kinder- und Jugendhilfe steht vor groRen Herausforderungen, die eine ihrem Auftrag
entsprechende Aufgabenwahrnehmung nicht nur zunehmend erschweren, sondern ihre
»Garantenstellung® fir ein gutes und sicheres Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen
in Deutschland grundsatzlich in Frage stellen kénnen, wenn eine Entlastung ihrer
Strukturen nicht zeitnah erfolgt. Die Kinder- und Jugendhilfe befindet sich in einem
Spannungsfeld zwischen einem kontinuierlichen Anstieg von — teilweise sehr komplexen —
Unterstutzungsbedarfen von Kindern, Jugendlichen und Eltern auf der einen Seite und
einem erheblichen Ressourcenriickgang der 6ffentlichen und auch freien Trager der Kinder-
und Jugendhilfe auf der anderen Seite. Burokratische Anforderungen und schwierige
Abgrenzungsfragen im Hinblick auf andere fur das Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen verantwortliche Systeme, z.B. die Eingliederungshilfe oder die Schule,
verstarken den Druck insbesondere auf die Kommunen als Trager der offentlichen
Jugendhilfe zusatzlich.

Ziel ist es, die Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe nachhaltig zu sichern, damit
diese kinftig krisenfest ihrer Verantwortung fiir ein gutes Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen gerecht werden kann. Die Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe ist
gesamtgesellschaftlich und verfassungsrechtlich hoch relevant, insbesondere weil ihre
Leistungen und MaRnahmen eine dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz entsprechende
Wahrnehmung des staatlichen Wachteramtes (Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz)
sicherstellen.

Mit einer umfassenden, zweistufigen Strukturreform sollen die Effektivitat und Effizienz der
Kinder- und Jugendhilfe erheblich gesteigert und zugleich die kommunale
Steuerungsfahigkeit gestarkt werden. Dies ist auch die Zielsetzung des vom Bundeskanzler
und den Regierungschefinnen der Regierungschefs der Lander am 25. Juni 2026
beschlossenen Eckpunktepapiers ,Effizienter Ressourceneinsatz bei Leistungsgesetzen®.

Den bestehenden Herausforderungen der Kinder- und Jugendhilfe ist insbesondere mit
Blick auf den Verfassungsrang ihres Auftrags mdglichst zeithnah Rechnung zu tragen.
Deshalb sind im Sinne einer grundsatzlichen Weichenstellung fir eine vorrangige
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Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe auf ein infrastrukturelles System MalRnahmen, die
bereits auf einer gesicherten Erkenntnisgrundlage basieren, umgehend in einer ersten
Stufe der Strukturreform umzusetzen. Unmittelbar daran anknipfen werden weitere
Malnahmen zur Wirkungs- und Effizienzsteigerung mit kostendampfenden Effekten fur die
kommunalen Haushalte in einem zweiten Teil der Strukturreform nach Erarbeitung der
hierfir notwendigen Erkenntnisgrundlagen und unter Einbeziehung des Beschlusses des
Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen der Regierungschefs der Lander vom 25.
Juni 2026 mit dem Eckpunktepapiers ,Effizienter Ressourceneinsatz bei
Leistungsgesetzen®.

Die Ausnahmevorschrift im Jugendschutzgesetz, wonach Jugendliche im Alter von 14 oder
15 Jahren Bier, Wein, Schaumwein und ahnliche Getranke in Gaststatten, Verkaufsstellen
oder sonst in der Offentlichkeit verzehren oder erwerben dirfen, wenn sie von einer
personensorgeberechtigten Person begleitet werden, schwacht den Schutz junger
Menschen vor den erheblichen gesundheitlichen und sozialen Folgen des Alkoholkonsums
und steht damit in Widerspruch zu den Zielen der Bundesregierung hinsichtlich einer
besseren Suchtpravention.

B. Losung
Der Gesetzentwurf sieht im Wesentlichen Folgendes vor:
1. Infrastrukturelle Bildungsassistenz

e Unter der Voraussetzung, dass ,Schulbegleitung” und , Kita-Assistenz® als
infrastrukturelle Angebote der Bildungsassistenz vom ortlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe gemeinsam mit den fiir Schule zustandigen Behdrden nach
Mafgabe der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII gemeinsam geplant werden,
erfillen diese Gruppenangebote, die mit dem so genannten ,Pooling“ vergleichbar
sind, den individuellen Rechtanspruch auf Anleitung und Begleitung in
Kindertageseinrichtungen oder Schulen im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder
Eingliederungshilfe. Entsprechende Leistungen der ,Schulbegleitung® und ,Kita-
Assistenz® nach dem SGB IX sind davon nicht erfasst.

¢ Wenn es kein infrastrukturelles Angebot der Bildungsassistenz vor Ort gibt, das den
gesetzlichen Anforderungen entspricht, oder wenn der individuelle Bedarf des
Kindes oder Jugendlichen durch ein solches infrastrukturelles Angebot nicht
abgedeckt wird, besteht der individuelle Anspruch auf die Anleitung und Begleitung
in Kindertageseinrichtungen oder Schulen in Form einer Einzelfallhilfe.

2. Reduzierung der Komplexitat und Schnittstellen in der Eingliederungshilfe:

e Mit einer Experimentierklausel kann zur Erprobung der Gesamtzustandigkeit der
Kinder- und Jugendhilfe fur Leistungen der Eingliederungshilfe flr junge Menschen
mit (drohenden) Behinderungen das SGB VIl (§ 35a) auch fiir junge Menschen mit
(drohenden) Behinderungen in Folge von Kkdrperlichen und geistigen
Beeintrachtigungen vorrangig angewandt werden. Die Erprobung der
Zusammenflhrung wird untersucht, insbesondere werden Daten erhoben zur
Bestimmung von Art und Umfang der Leistungen, zur Ausgestaltung des Verfahrens
sowie zu den finanziellen Auswirkungen, um bundeseinheitliche Datenerfassung,
Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung und Leistungsvergleiche zu
ermdglichen.

e Der § 35a SGB VIl wird an den Behinderungsbegriff der UN-BRK angepasst.
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Die Befristung der Regelung aus dem Kinder- und Jugendstarkungsgesetz zum
Verfahrenslotsen wird aufgehoben; die Regelung ist dann unbefristet gultig.

. Vorranggebot im Hinblick auf Infrastruktur- und Regelangebote sowie Hilfen und

MafRnahmen der Jugendsozialarbeit bei Jugendlichen und jungen Volljahrigen

Infrastrukturelle Angebote, insbesondere der allgemeinen Fdrderung der Erziehung
in der Familie nach § 16 SGB VIII, der Beratung nach den §§ 17 und 18 SGB VIII
oder der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIl sowie Regelangebote, vor allem
der Kindertagesbetreuung, sind gegeniber erzieherischen Hilfen vorrangig, sofern
sie dem Bedarf im Einzelfall gleichermalien oder besser entsprechen.

Hilfen und Mallnahmen der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII wird gegentiber
Hilfe zur Erziehung bei Jugendlichen und gegeniber Hilfe fir junge Volljahrige ein
Vorrang eingerdumt, wenn diese Angebote dem individuellen Bedarf besser oder
zumindest gleichermallen entsprechen. Dieser Vorrang ist bei der Hilfeauswahl im
Rahmen von Hilfe zu Erziehung oder Hilfe fiir junge Volljahrige zu prfen.

Die Entscheidung Uber eine vorrangige Gewahrung von Infrastruktur- oder
Regelangeboten sowie von Hilfen und MalRinahmen der Jugendsozialarbeit erfolgt
im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte auf der Grundlage eines konkreten
Eignungsvergleichs mit erzieherischen Hilfen.

Besserer Schutz fur Pflegekinder bei der Unterbringung in Pflegefamilien au3erhalb
des Zustandigkeitsbereichs des Hilfe gewahrenden Jugendamts

Die Verbindlichkeit der Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie wird
deutlich erhdht.

Die Anforderungen an die Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie
werden konkretisiert.

Der Zustandigkeitswechsel vom Hilfe gewahrenden Jugendamt zum Jugendamt am
Ort der Pflegefamilie nach § 86 Absatz 6 SGB VIII wird an dessen Beteiligung bei
der Auswahl der Pflegefamilie angeknupft.

Starkung des aufgabenspezifischen Kompetenzerfordernisses in der Kinder- und
Jugendhilfe

Die personellen Anforderungen werden in den Regelungen zur Personalbemessung
in den Jugenddmtern und Landesjugendamtern, in den Regelungen zu
Leistungsvereinbarungen bei stationaren Leistungen sowie in den Regelungen zur
Betriebserlaubnis fur Einrichtungen spezifisch auf die konkreten Aufgabenbereiche
und den in diesen wahrzunehmenden Funktionen ausgerichtet.

Bulrokratieabbau und Vereinfachung in den Verfahren zur Aufnahme und Verteilung
von unbegleiteten auslandischen Minderjahrigen

Die Prozesse zur Altersfeststellung werden vereinfacht und insbesondere im
Hinblick auf das Erfordernis einer arztlichen Untersuchung konkretisiert.

Das Verteilverfahren wird vor allem im Hinblick auf die dabei zu beachtenden Fristen
praktikabler gestaltet. Die Kostenerstattung wird vereinfacht.

Burokratieabbau und Vereinfachung in den Verfahren zur Bestimmung der ortlichen
Zustandigkeit
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o Es wird klargestellt, dass die ortliche Zustandigkeit nach den §§ 86 bis 88a SGB VIlI
mit einer digitalen Anwendung automatisiert bestimmt werden kann.

8. Besserer praventiver Schutz junger Menschen vor der Gefahr missbrauchlichen
Alkoholismus

e Die Ausnahmeregelung im Jugendschutzgesetz, die den Verzehr oder Erwerb
alkoholischer Getranke durch 14- und 15-jahrige Jugendliche in Begleitung einer
personensorgeberechtigen Person erlaubt, wird gestrichen.

Um die Zukunftsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe durch mehr Effizienz und Effektivitat
zu sichern, bedarf es (iber diese Regelungen hinaus weiterer Anderungen, die im Rahmen
eines Beteiligungsprozesses multiperspektivisch erdrtert und dann zeitnah in einem Gesetz
zum zweiten Teil der Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe aufgegriffen werden sollen.
Dabei geht es vor allem um Weiterentwicklung der Finanzierungsregelungen, Starkung der
Steuerung durch die offentlichen Trager der Kinder- und Jugendhilfe, Starkung der
Verbindlichkeit der Jugendhilfeplanung, Weiterentwicklung der Regelungen zur
Kostenheranziehung sowie bessere Kooperationen an den Schnittstellen zu weiteren
Hilfesystemen und die bessere Berlcksichtigung hauslicher Gewalt im Kinder- und
Jugendhilferecht.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Fir den Bund: Keine

Fir die Lander und Kommunen: Keine

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Keiner

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Keiner

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
Fur den Bund:
Keiner

Fir Lander und Kommunen:
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Fur die Verwaltung reduziert sich der jahrliche Erfallungsaufwand um 20 757 000 Euro.
Davon entfallen 20 757 000 Euro auf die Lander (inkl. Kommunen).

F. Weitere Kosten

Es kommt in folgenden Jahren zu folgenden Einsparungen:
2028: 148,65 Millionen Euro

2029: 153,65 Millionen Euro

2030: 226,65 Millionen Euro

2031: 237,65 Millionen Euro

2032: 325,65 Millionen Euro

2033: 589,65 Millionen Euro

2034: 762,65 Millionen Euro

2035: 975,65 Millionen Euro

Ab 2036: 1.340,65 Millionen Euro
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Strukturreform der Kinder- und
Jugendhilfe’

(Erstes Kinder- und Jugendhilfestrukturreform-Gesetz — 1. KIHSRG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz

beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder und Jugendhilfe — in der Fassung der

Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 23. April 2026 (BGBL. 2026 | Nr. 111) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geéndert:

a) Die Angabe zu § 34 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,§ 34 Betreute Wohnformen®.
b) Die Angabe zu § 42e wird durch die folgende Angabe ersetzt:
.8 42e (entfallen)”.
c) Nach der Angabe zu § 58 wird die folgende Angabe eingefligt:
,S 58a Bestatigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils®.

§ 8a Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

~Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte fir die Gefahrdung des Wohls
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefahrdungsrisiko in
Zusammenwirkung mehrerer Fachkrafte und, sowie dies notwendig ist, unter
Beteiligung anderer betroffener Stellen, Einrichtungen und Dienste einzuschatzen.*

§ 10 Absatz 5 bis 7 werden durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt (ABI.
L, 2024/1385, 24.5.2024) sowie der Richtlinie (EU) 2024/1712 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 13. Juni 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/36/EU zur Verhiitung und Bekadmpfung des
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer (ABI. L, 2024/1712, 24.6.2024).
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,(5) Die Leistungen nach diesem Buch gehen den Leistungen aus dem
Gewalthilfegesetz vom 24. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 57) vor.®

§ 18 Absatz 3 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Bei der Befugnis, Auskunft Uber die personlichen Verhaltnisse zu verlangen, bei der
Herstellung von Umgangskontakten und bei der Ausfliihrung gerichtlicher oder
vereinbarter Umgangsregelungen soll vermittelt und in geeigneten Fallen Hilfestellung
geleistet werden; der begleitete Umgang soll an einem Ort stattfinden, der fur die
sichere Austibung des Umgangsrechts geeignet ist.”

§ 34 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,S 34
Betreute Wohnformen®.
b) In Satz 1 wird die Angabe ,(Heimerziehung)“ gestrichen.

In § 42a Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,sieben Werktagen® durch die Angabe ,einem
Monat* ersetzt.

§ 42e wird gestrichen.
§ 42f wird wie folgt gedndert:
a) Nach Absatz 1 Satz 2 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die betroffene Person ist Uber die Folgen der Altersbestimmung und einer
Verweigerung einer Mitwirkung aufzuklaren.*

b) Absatz 2 Satz 1 bis 3 wird durch die folgenden Séatze ersetzt:

»In begrindeten Zweifelsfallen hat auf Antrag der betroffenen Person oder ihres
Vertreters oder von Amts wegen das Jugendamt eine arztliche Untersuchung zur
Altersbestimmung zu veranlassen. Die betroffene Person ist durch das Jugendamt
umfassend Uber die Untersuchungsmethode aufzuklaren. Die Untersuchung darf
nur mit Einwilligung der betroffenen Person und ihres Vertreters durchgefiihrt
werden.*

c) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

,(3) Eine Klage gegen die Entscheidung des Jugendamts, aufgrund der
Altersfeststellung nach dieser Vorschrift die vorlaufige Inobhutnahme nach § 42a
oder die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzulehnen oder zu
beenden, hat keine aufschiebende Wirkung. Das Vorverfahren nach § 68 der
Verwaltungsgerichtsordnung entfallt.”

§ 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 wird durch die folgenden Nummern 1 und 2
ersetzt:

,1. der Trager die flr den Betrieb der Einrichtung erforderliche Zuverlassigkeit besitzt
und die Gewahr flr eine den Zielen des Grundgesetzes forderliche Arbeit bietet,
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2. die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechenden raumlichen,
fachlichen, wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen flr den Betrieb
erfillt sind und durch den Trager gewahrleistet werden, wobei sich die personellen
Voraussetzungen auch nach den jeweils durch dieses Personal in der Einrichtung
wahrzunehmenden Funktonen richten,”.

Nach § 58 wird der folgende § 58a eingeflgt:

,3 58a
Bestatigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils

Ein Elternteil, dem die elterliche Sorge oder ein Teil der elterlichen Sorge bislang
gemeinsam mit dem anderen Elternteil zustand und dem infolge des Todes des
anderen Elternteils die elterliche Sorge oder ein Teil der elterlichen Sorge allein
zusteht, kann bei dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zustédndigen Jugendamt eine
Bestatigung Uber den Tod des anderen sorgeberechtigten Elternteils beantragen. Das
Jugendamt kann die Bestatigung ablehnen, wenn berechtigte Zweifel an der alleinigen
Sorge des Elternteils oder an der Anwendbarkeit deutschen Rechts bestehen.*

§ 78c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

»1. die Qualifikation des Personals, die sich nach der Zweckbestimmung der
Einrichtung und den jeweils in ihr wahrzunehmenden Funktionen richtet, sowie®.

§ 79 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe haben fur eine ausreichende Ausstattung
der Jugendamter und der Landesjugendamter einschlieRlich der Méglichkeit der
Nutzung digitaler Gerate zu sorgen; hierzu gehoért auch eine den jeweiligen
Aufgabenbereichen und den darin jeweils wahrzunehmenden Funktionen
entsprechende Zahl von Fachkraften.”

b) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefligt:

»(4) Fir die Ermittlung der ortlichen Zustandigkeit nach den §§ 86 bis 88a
kann ein automatisiertes Prifungssystem zur Anwendung kommen.*

§ 84 Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Neben der Bestandsaufnahme und Analyse sollen die Berichte Vorschlage zur
Weiterentwicklung der Jugendhilfe enthalten; jeder dritte Bericht soll einen Uberblick
Uber die Gesamtsituation der Jugendhilfe vermitteln und auch die Situation
unbegleiteter auslandischer Minderjahriger darstellen.”

§ 87c Absatz 3 Satz 3 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

~o0bald das Kind oder der Jugendliche seinen gewdhnlichen Aufenthalt nimmt oder
wechselt, hat das Jugendamt beim Familiengericht einen Antrag auf Entlassung zu
stellen, wenn es die Voraussetzungen des § 1804 Absatz3 Satz1 und 2 des
Birgerlichen Gesetzbuchs flir gegeben halt. Lehnt das Familiengericht den Antrag auf
Entlassung nach § 1804 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuchs ab, bleibt das zum
Vormund oder Pfleger bestellte Jugendamt zustandig.”
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§ 89d Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

,1. innerhalb eines Monats nach Kenntnis des tatsachlichen Aufenthalts eines
eingereisten jungen Menschen in dessen Bereich oder eines
Leistungsberechtigten nach § 19 Jugendhilfe gewahrt wird und®.

b) Satz 2 wird gestrichen.
§ 89f Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz ersetzt:

»(2) Kosten unter 1 000 Euro werden nur bei vorlaufigen MalRnahmen zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen (§89b) und bei fortdauernder oder vorlaufiger
Leistungsverpflichtung (§ 89c) erstattet. Bei Gewahrung von Jugendhilfe an eingereiste
junge Menschen (§ 89d) kann Landesrecht regeln, dass Kosten unter 1 000 Euro

erstattet werden. Landesrecht kann eine pauschale Abgeltung aufgewendeter Kosten
vorsehen, soweit dies zweckmalig ist.”

Artikel 2

Weitere Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes

geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt gedndert:

a) Die Angabe zu § 1 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»8 1 Recht auf Forderung der Entwicklung, auf Erziehung und auf Teilhabe“.

b) Die Angabe zum Zweiten Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des Zweiten
Kapitels wird durch die folgende Angabe ersetzt:

LZweiter Unterabschnitt

Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen®.
c) Die Angabe zu § 35a wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»§ 35a Leistungen der Eingliederungshilfe fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen®.
d) Nach der Angabe zu § 35a werden die folgenden Angaben eingeflgt:

»§ 35b Bildungsassistenz fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

§ 35c Bedarfsfeststellung bei Leistungen der Eingliederungshilfe®.

e) Nach der Angabe zu § 80 wird die folgende Angabe eingefligt:
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,§ 80a Planung infrastruktureller Bildungsassistenz®.
Die Angabe zu § 108 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

»8 108 Evaluierung®.

§ 1 wird wie folgt geéndert:

a)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

u§ 1
Recht auf Férderung der Entwicklung, auf Erziehung und auf Teilhabe“.
Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner Entwicklung und
auf Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfahigen Personlichkeit und auf Férderung seiner vollen, wirksamen
und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.”

§ 2 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

7.

»(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:

Angebote der Beratung fur Kinder und Jugendliche (§ 8 Absatz 3) und der
Beratung, Vermittlung und Klarung in Konflikten durch Ombudsstellen (§ 9a) sowie
die Unterstlitzung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen (§ 10b),

Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, der Schulsozialarbeit und des
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14),

Angebote zur Foérderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 21),

Angebote zur Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege (§§ 22 bis 25),

Hilfe zur Erziehung und erganzende Leistungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39 und 40)

Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen
und erganzende Leistungen (§§ 35a bis 37, 39 und 40)

Hilfe fir junge Volljahrige und Nachbetreuung (§§ 41 und 41a).”

Nach § 3 Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingeflgt:

,(4) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sind fur Leistungen nach § 2 Absatz 2

Nummer 6 Rehabilitationstrager im Sinne von § 6 Absatz 1 Nummer 6 des Neunten
Buches. § 7 des Neunten Buches ist zu beachten.”

Nach § 10b wird der folgende § 10c eingefiigt:
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»8 10c

Erprobungsklausel

(1) Zum Zwecke der Erprobung der Gesamtzustandigkeit der Kinder- und
Jugendhilfe fir Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit
Behinderungen gehen abweichend von § 10 Absatz4 Satz2 Leistungen der
Eingliederungshilfe nach diesem Buch flir junge Menschen mit Behinderungen in Folge
von korperlichen, geistigen oder Sinnesbeeintrachtigungen oder junge Menschen, die
von einer solchen Behinderung bedroht sind, den Leistungen nach dem Neunten Buch
nach Maligabe der Absatze 2 bis 7 vor, wenn der ortlich zustandige Trager der
offentlichen Jugendhilfe zur Erprobung zugelassen wurde.

(2) Bei der Erprobung sind von dem Trager der offentlichen Jugendhilfe die
Regelungen zum Gesamtplanverfahren nach den §§ 117 bis 122 des Neunten Buches
anzuwenden, soweit die Vorgaben Uber die in §§ 36 bis 36b dieses Gesetzes
hinausgehen.

(3) Die Erprobung ist bis zum 31. Dezember 2032 befristet.

(4) Auf Antrag des offentlichen Tragers der Jugendhilfe bestimmt die nach
Landesrecht zustandige Stelle Gber die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, die dieses
Buch zur Erprobung vorrangig anwenden. Der Antrag muss Angaben enthalten Uber

1. die organisatorischen Strukturen des Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe,

2. die Planung der Vorbereitung und der Umsetzung der Erprobung der vorrangigen
Anwendung dieses Buches sowie

3. die finanzielle und personelle Sicherstellung der Umsetzung der Erprobung
einschlieBlich der Verwaltungskosten.

(5) Die Lander kénnen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, die einen Antrag nach
Absatz 4 gestellt haben, zur Erprobung der vorrangigen Anwendung dieses Buches
nach Absatz 1 zulassen, wenn diese

1. die geeigneten organisatorischen und personellen Voraussetzungen fir die
Erprobung zu der Aufgabenerflullung nachweisen,

2. geplante oder bestehende Verwaltungskooperationen mit dem Trager der
Eingliederungshilfe darlegen,

3. die fur die Erprobung vorrangig zu gewahrenden Leistungen notwendige
ordnungsgemalle Finanzabwicklung nachweisen,

4. sich verpflichten, mit der zustandigen Landesbehérde eine Zielvereinbarung tber
die Leistungsgewahrung abzuschlief3en, und

5. sich verpflichten, Daten zu erheben zur Bestimmung von Art und Umfang der
Leistungen, zur Ausgestaltung des Verfahrens sowie zur Entwicklung der Kosten
fur die Leistungen der Eingliederungshilfe, um bundeseinheitliche Datenerfassung,
Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung und Leistungsvergleiche zu
ermaoglichen.

(6) Landesrecht bestimmt die fur die Erprobung begrenzte Zahl der Trager der
offentlichen Jugendhilfe sowie die zustandige Stelle im Sinne des Absatz 4.
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(7) Das Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
untersucht unter Beteiligung der Lander die Erprobung nach Absatz 1 und berichtet
dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat bis zum 31. Marz 2030 Uber die
Ergebnisse der Untersuchung einschliel3lich der finanziellen Auswirkungen auf die
Kosten der Leistungen fir junge Menschen mit koérperlichen oder geistigen
Behinderungen oder flir junge Menschen, die von einer solchen Behinderung bedroht
sind.”

§ 13 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Jungen Menschen kann in Erganzung oder unabhangig von Hilfen oder
MaRnahmen nach Absatz 1 oder 2 wahrend der Teilnahme an schulischen oder
beruflichen Bildungsmaflinahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in
sozialpadagogisch begleiteten Wohnformen angeboten werden. In diesen Fallen sollen
auch der notwendige Unterhalt des jungen Menschen sichergestellt und Krankenhilfe
nach MalRgabe des § 40 geleistet werden.*

§ 27 wird durch den folgenden § 27 ersetzt:

.S 27
Hilfe zur Erziehung

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines
Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewahrleistet ist und die
Hilfe fur seine Entwicklung geeignet und notwendig ist.

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach MalRgabe der §§ 28 bis 35
gewahrt. Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im
Einzelfall; dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen
einbezogen werden. Unterschiedliche Hilfearten kdnnen miteinander kombiniert
werden, sofern dies dem erzieherischen Bedarf des Kindes oder Jugendlichen im
Einzelfall entspricht.

(3) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen auf3erhalb des Elternhauses
erforderlich, so entfallt der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine
andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu Ubernehmen; die
Gewahrung von Hilfe zur Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese Person
bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenarbeit mit dem Trager der
offentlichen Jugendhilfe nach Malkgabe der §§ 36 und 37 zu decken.

(4) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewahrung padagogischer und
damit verbundener therapeutischer Leistungen. Bei Bedarf soll die Hilfe zur Erziehung
Ausbildungs- und BeschaftigungsmaRnahmen im Sinne des § 13 Absatz 2
einschliellen und kann mit anderen Leistungen nach diesem Buch kombiniert werden.

(5) Soferninfrastrukturelle Angebote oder Regelangebote insbesondere nach den
§§ 13, 16 bis 18, 22 bis 24 im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder des
Jugendlichen im Einzelfall geeigneter oder gleichermallen geeignet sind, werden diese
nach Maligabe von § 36 Absatz2 Satz1 Nummer 3 vorrangig gewahrt. Bei
Jugendlichen und jungen Volljahrigen werden Hilfen oder Malinahmen nach § 13 nach
MaRgabe von § 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 vorrangig gewahrt, wenn sie geeigneter
oder gleichermallen geeignet sind.
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(6) Die in einer Tageseinrichtung fur Kinder nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder in der
Schule wegen des erzieherischen Bedarfs erforderliche Anleitung und Begleitung
werden als infrastrukturelle Angebote nach § 80a gewahrt; die Vorschriften zur
Hilfeplanung (§ 36) sind nicht anzuwenden. Stehen keine infrastrukturellen Angebote
nach § 80a zur Verfigung oder erfordert der erzieherische Bedarf im Einzelfall eine
dem jeweiligen Kind oder Jugendlichen einzeln zur Seite gestellte Anleitung und
Begleitung in einer Tageseinrichtung fiir Kinder nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder in der
Schule, so besteht nach Absatz 1 ein Anspruch auf diese Einzelhilfe.

(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche wahrend des Aufenthalts in einer
Einrichtung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe
zur Erziehung auch die Unterstlitzung bei der Pflege und Erziehung dieses Kindes.*

Der Zweite Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des Zweiten Kapitels wird durch den
folgenden Zweiten Unterabschnitt ersetzt:

LZweiter Unterabschnitt

Leistungen der Eingliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

§ 35a
Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

(1) Kinder und Jugendliche mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte
Kinder oder Jugendliche im Sinne von §7 Absatz2 haben einen Anspruch auf
Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange die Aussicht besteht, dass diese
Leistungen nach der Besonderheit des Einzelfalles geeignet und notwendig sind, die
Aufgaben der Eingliederungshilfe nach § 90 des Neunten Buches zu erflllen.

(2) Besteht ein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach Absatz 1,
werden diese insbesondere nach MaRRgabe der Absatze 3 bis 5, der §§ 35b und 35c
sowie der im Rahmen der Hilfeplanung durchgefuhrten Ermittlungen und getroffenen
Feststellungen (§§ 36 bis 36b und 37c) sowie der Kapitel 6 und 9 bis 13 des Teils 1
des Neunten Buches sowie der Kapitel 3 bis 6 des Teils 2 des Neunten Buches
gewahrt. Unterschiedliche Leistungsarten der Eingliederungshilfe kénnen miteinander
kombiniert werden, sofern dies dem Bedarf des Kindes oder Jugendlichen im Einzelfall
entspricht.

(3) Leistungen der Eingliederungshilfe werden als Sach-, Geld- oder
Dienstleistung erbracht. Sie kdnnen bei Bedarf mit anderen Leistungen nach diesem
Buch kombiniert werden. Auf Antrag werden Leistungen auch durch ein Personliches
Budget ausgefihrt. Der Leistungsberechtigte und der Personensorgeberechtigte sind
entsprechend zu beraten. Die Vorschrift zum Persénlichen Budget nach § 29 des
Neunten Buches ist insoweit anzuwenden. Flr die Erbringung von Leistungen in Form
pauschaler Geldleistungen gelten §§ 105 Absatz 3, 116 Absatz 1 des Neunten Buches.

(4) Dienstleistungen werden nach dem Bedarf im Einzelfall folgendermaflien
erbracht:

1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen fur Kinder oder in anderen teilstationaren Einrichtungen,

3. in Vollzeitpflege und
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4. in Einrichtungen Uber Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen.

Einrichtungen, Dienste oder Personen sollen die Leistungen erbringen, die es
ermoglichen, dass Kinder oder Jugendliche mit Behinderungen und Kinder oder
Jugendliche ohne Behinderungen gemeinsam Leistungen erhalten kénnen, wenn die
Aufgaben der Eingliederungshilfe erfullt werden kdnnen; die besonderen Bedurfnisse
von Kindern oder Jugendlichen mit Behinderungen und von Kindern oder
Jugendlichen, die von einer Behinderung bedroht sind, sind zu berilicksichtigen.

(5) Besteht gleichzeitig ein Anspruch auf Hilfe zur Erziehung und ein Anspruch
auf Leistungen der Eingliederungshilfe, so sollen Einrichtungen, Dienste und Personen
die Hilfe und Leistungen erbringen, die geeignet sind, sowohl den erzieherischen
Bedarf zu decken als auch die Aufgaben der Eingliederungshilfe zu erfullen.

§ 35b
Bildungsassistenz fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen

Die in einer Tageseinrichtung fur Kinder nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder in der
Schule wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung werden als
infrastrukturelle Angebote nach § 80a gewahrt. Die Vorschriften zur Hilfeplanung (§ 36)
sind nicht anzuwenden. Stehen keine infrastrukturellen Angebote nach § 80a zur
Verflgung oder erfordert nach der Besonderheit des Einzelfalles der Bedarf eine dem
jeweiligen Kind oder Jugendlichen einzeln zur Seite gestellte Anleitung und Begleitung
in der Schule, so besteht nach § 35a Absatz 1 ein Anspruch auf diese Einzelhilfe.
Satz2 gilt nicht, wenn in einem anderen Zusammenhang noch keine
Bedarfsfeststellung erfolgt ist und eine Bedarfsfeststellung notwendig ist, um die
Eignung des infrastrukturellen Angebotes im Einzelfall festzustellen.

§ 35¢c
Bedarfsfeststellung bei Leistungen der Eingliederungshilfe

(1) Bei der Entscheidung Uber die Erforderlichkeit eines Gutachtens zur
Feststellung des Rehabilitationsbedarfs nach § 17 Absatz 1 des Neunten Buches pruft
der Trager der Offentlichen Jugendhilfe als leistender Rehabilitationstrager
insbesondere, ob bereits Gutachten, arztliche Stellungnahmen oder vergleichbare
Bescheinigungen vorliegen, die als Grundlage fir seine Feststellung ausreichen. Die
Personensorgeberechtigten kdnnen entsprechende Unterlagen beibringen.

(2) Liegen keine Gutachten, arztlichen Stellungnahmen oder vergleichbare
Bescheinigungen vor, die als Entscheidungsgrundlage ausreichen, pruift der Trager der
offentlichen Jugendhilfe, ob flir die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs eine
arztliche Stellungnahme oder vergleichbare Bescheinigung, insbesondere hinsichtlich
des Vorliegens einer korperlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeintrachtigung
nach § 7 Absatz 2 Satz 2 und 3, erforderlich und ausreichend ist. Ist dies der Fall, holt
er eine arztliche Stellungnahme oder eine vergleichbare Bescheinigung ein. Die Frist
nach § 17 Absatz 2 Satz 1 des Neunten Buches gilt entsprechend. Diese arztliche
Stellungnahme oder vergleichbare Bescheinigung hat der Trager der offentlichen
Jugendhilfe als leistender Rehabilitationstrager seiner Entscheidung zugrunde zu
legen. Die gewahrten Leistungen der Eingliederungshilfe sollen weder von der Person,
die die Stellungnahme oder die Bescheinigung nach Satz 2 abgegeben oder
ausgestellt hat, noch von dem Dienst oder der Einrichtung erbracht werden, dem oder
der diese Person angehort.
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(3) Halt der Trager der offentlichen Jugendhilfe flr die Feststellung des
Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten fir erforderlich, sind die Regelungen zur
Begutachtung nach § 17 des Neunten Buches anzuwenden.

(4) Bei der Entscheidung uber die Erforderlichkeit eines Gutachtens und bei den
Prifungen nach Absatz 1 oder nach Absatz2 Satz1 sind das Kind oder der
Jugendliche und der Personensorgeberechtigte zu beteiligen.”

9. § 36 wird wie folgt geandert:
a) Die Absatze 1 und 2 werden durch die folgenden Abséatze 1 und 2 ersetzt:

»(1) Das Kind oder der Jugendliche und der Personensorgeberechtigte sind
vor der Entscheidung Uber die Inanspruchnahme einer Hilfe oder Leistung nach
diesem Abschnitt und vor einer notwendigen Anderung von Art und Umfang der
gewahrten Hilfe oder Leistung zu beraten und auf die méglichen Folgen einer Hilfe-
oder Leistungsgewahrung fir die Entwicklung des Kindes oder des Jugendlichen
sowie fur seine familidare Lebenssituation hinzuweisen. Die Beteiligung in allen
Verfahrensschritten sowie die Beratung und Aufklarung nach Satz 1 erfolgen in
einer fur den Personensorgeberechtigten und das Kind oder den Jugendlichen
verstandlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form. An der Hilfeplanung
wird auf Verlangen des Personensorgeberechtigten oder des Kindes oder
Jugendlichen eine Person seines Vertrauens beteiligt.

(2) Im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte soll die Entscheidung getroffen
werden Uber

1. die im Einzelfall angezeigte Hilfe- oder Leistungsart, wenn die Hilfe oder
Leistung voraussichtlich flir langere Zeit zu leisten ist,

2. die vorrangige Gewahrung von Hilfen oder Malnahmen nach § 13 bei
Jugendlichen oder jungen Volljdhrigen nach § 27 Absatz5 Satz 2 nach
Prifung, ob diese Hilfen oder MalRnahmen geeigneter als oder gleichermalen
geeignet sind wie Hilfe zur Erziehung, insbesondere nach Malgabe der §§ 28
bis 35, oder

3. die vorrangige Gewahrung von infrastrukturellen Angeboten oder
Regelangeboten gemal § 27 Absatz 5 Satz 1, wobei auf der Grundlage des
im Rahmen der Jugendhilfeplanung nach §80 Absatz1 Nummer 1
festgestellten Bestands an Einrichtungen und Diensten und des im Einzelfall
festgestellten erzieherischen Bedarfs zu prifen ist, ob und inwieweit diese
Angebote geeigneter als oder gleichermalien geeignet sind wie Hilfe zur
Erziehung, inshesondere nach MalRRgabe der §§ 28 bis 35.

Als Grundlage fir die Ausgestaltung der Hilfe sollen die Fachkrafte zusammen mit
dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen
Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen Uber den Bedarf, die zu gewahrende Art
der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen enthalt; sie sollen regelmafig prifen,
ob die gewahlte Hilfeart weiterhin geeignet und notwendig ist. Hat das Kind oder
der Jugendliche ein oder mehrere Geschwister, so soll der Geschwisterbeziehung
bei der Aufstellung und Uberprifung des Hilfeplans sowie bei der Durchfiihrung
der Hilfe Rechnung getragen werden.”

b) In Absatz 4 wird die Angabe ,§ 35a Absatz 1a“ durch die Angabe ,§ 35c* ersetzt.

10. § 37c Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:



11.

12.
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»(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegeperson sind der
Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche oder bei Hilfen nach
§ 41 der junge Volljahrige zu beteiligen. Der Wahl und den Winschen des
Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhaltnismafigen
Mehrkosten verbunden sind. Winschen die in Satz 1 genannten Personen die
Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Trager
keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden,
wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung nach MalRgabe des Hilfeplans
geboten ist. Der ortlich zustandige Trager hat bei der Auswabhl einer Pflegeperson oder
bei der Auswahl einer familienahnlichen Betreuungsform, die auflerhalb seiner
Zustandigkeitsbereichs gelegen ist, den 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe,
in dessen Bereich die Pflegeperson ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat oder die
familienahnliche Betreuungsform gelegen ist, Uber die beabsichtigte Auswahl zu
informieren und ihm innerhalb einer angemessenen Frist vor Unterbringung des Kindes
oder Jugendlichen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Uber die Art der
Zustellung der Information nach Satz 4 entscheidet der 6rtliche Trager der offentlichen
Jugendhilfe nach pflichtgemalkem Ermessen; es gelten die jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften Uber das Zustellungsverfahren.”

§ 44 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder von Leistungen der Eingliederungshilfe
fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen auf Grund einer Vermittlung durch
das Jugendamt,”.

§ 74 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Bei sonst gleich geeigneten Mallnahmen soll solchen der Vorzug gegeben
werden, die starker inklusiv ausgerichtet oder an den Interessen der Betroffenen
orientiert sind und die ihre Einflussnahme auf die Ausgestaltung der MalRnahme
gewahrleisten.”

§ 77 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Werden Einrichtungen und Dienste der Trager der freien Jugendhilfe in Anspruch
genommen, so sind Vereinbarungen Uber die Hohe der Kosten der Inanspruchnahme
sowie Uber Inhalt, Umfang und Qualitat der Leistung, GUber Grundsatze und Malistabe
fur die Bewertung der Qualitat der Leistung, Uber geeignete MalRnahmen zu ihrer
Gewabhrleistung und Uber die Mitwirkung an MaRnahmen nach § 79a Absatz 2
zwischen dem Trager der o6ffentlichen Jugendhilfe und, unter Beriicksichtigung der
Leistungsfahigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, geeigneten freien Tragern
anzustreben.”

§ 78a Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 4 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b ersetzt:
,D) in einer betreuten Wohnform (§ 34),".

b) Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

,9. Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit
Behinderungen in

a) anderen teilstationaren Einrichtungen (§35a Absatz4 Satz1
Nummer 2),
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b) Einrichtungen Gber Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen (§ 35a
Absatz 4 Satz 1 Nummer 4),".

15. § 78b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. Inhalt, Umfang wund Qualitdt einschliellich der Wirksamkeit der
Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung),”.

b) Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Die Vereinbarungen nach Absatz 1 sind mit Tragern abzuschlielRen, die

1. unter Berlcksichtigung der Leistungsfahigkeit, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zur Erbringung der Leistung geeignet sind und

2. unter Berucksichtigung des  Wunsch- und  Wahlrechts des
Leistungsberechtigten nach den Besonderheiten des Einzelfalls eine
bedarfsdeckende Leistungserbringung sicherstellen.”

c) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefligt:

»(2a) Die Ergebnisse der Vereinbarungen sind den Leistungsberechtigten in
einer fir sie verstiandlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form
zuganglich zu machen.*

d) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefugt:

,(4) Liegen die Voraussetzungen fiir die Ubernahme des Leistungsentgelts
nach den Absatzen 1 und 3 vor, hat der Leistungserbringer, der eine bewilligte
Leistung gegentiber dem Leistungsberechtigten erbringt, Anspruch auf Vergitung
dieser Leistung gegenlber dem Trager der offentlichen Jugendhilfe.”

16. § 79 Absatz 2 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,von den fur die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen angemessenen
Anteil fur die Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit zu verwenden.*

17. Nach § 80 wird der folgende § 80a eingefligt:

,§ 80a
Planung infrastruktureller Bildungsassistenz

Infrastrukturelle Angebote fur eine wegen erzieherischen Bedarfs nach § 27
Absatz 6 oder wegen einer Behinderung nach §§ 35a, 35b erforderliche Anleitung und
Begleitung von Kindern und Jugendlichen in Tageseinrichtungen nach § 22 Absatz 1
Satz 1 oder in Schulen sind Angebote, die nach MalRgabe von § 80 unter Einbeziehung
der nach Landesrecht fiur die Schulen zustandigen Behérden geplant werden.
Landesrecht regelt das Nahere, insbesondere die Beteiligung der nach Landesrecht fur
die Schulen zustandigen Behorden.*

18. Nach § 86 Absatz 6 Satz 3 wird der folgende Satz eingefugt:



19.

20.

-18 -

.D0er Wechsel der Zustandigkeit nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn bei der Auswahl
der Pflegeperson der ortliche Trager, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat, nicht nach § 37c Absatz 3 Satz 4 einbezogen wurde.*

§ 91 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 5 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b ersetzt:
,D) in einer Wohnform (§ 34),“.
bb) Nummer 6 wird durch die folgende Nummer 6 ersetzt:
,6. der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen
durch geeignete Pflegepersonen sowie in Einrichtungen tber Tag und
Nacht und in sonstigen Wohnformen (§ 35a Absatz 4 Satz 1 Nummer 3
und 4),“
b) Absatz 2 Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 3 ersetzt:
,3. Eingliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in
Tageseinrichtungen und anderen teilstationaren Einrichtungen nach § 35a

Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und"“.

§ 108 wird durch den folgenden § 108 ersetzt:

,§ 108
Evaluierung

Das Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
untersucht unter Beteiligung der Lander das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz vom
3. Juni 2021 (BGBI. | S. 1444). Es wird untersucht,

1. inwiefern die Regelungen das Ziel, gesellschaftliche Teilhabe und
Chancengleichheit fiur alle jungen Menschen zu sichern oder herzustellen, erreicht
werden konnte, und

2. welche finanziellen Auswirkungen die Regelungen auf Lander und Kommunen
haben.

Als Kriterium fur die Evaluierung dienen insbesondere die Vollstandigkeit der
Umsetzung der Regelungen sowie die Inanspruchnahme von Leistungen auch unter
Berlcksichtigung der Perspektive der Normadressatinnen und -adressaten. Das
Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend berichtet dem
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat Uber die Ergebnisse der Untersuchung.”
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Artikel 3

Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch

Das Finfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBL. |. S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 26. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 195) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

In § 44b Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,Ab dem 1. November 2022 haben Versicherte*
durch die Angabe ,Versicherte haben® ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierzehnte Buch Sozialgesetzbuch vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652),
das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Juni 2026 (BGBI 2026 | Nr. 179)
geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 93 wird wie folgt geandert:

1. Absatz 2 wird gestrichen.

2. Die Absatze 3 und 4 werden zu den Absatzen 2 und 3.

Artikel 5

Anderung des Jugendschutzgesetzes

Das Jugendschutzgesetz vom 23. Juli 2002 (BGBI. | S. 2730), das zuletzt durch
Artikel 12 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr.149) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

§ 9 wird wie folgt geandert:

1. Absatz 2 wird gestrichen.

2. Die Absatze 3 und 4 werden zu den Absatzen 2 und 3.

Artikel 6

Anderung des Kinder- und Jugendstirkungsgesetzes

Das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz vom 3. Juni 2021 (BGBI. | S. 1444) wird wie
folgt geandert:
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1. Artikel 1 Nummer 12 wird gestrichen.

2. Artikel 10 Absatz 3 und 4 wird gestrichen.

Artikel 7

Anderung des Gewalthilfegesetzes

Das Gewalthilfegesetz vom 24. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 57) wird wie folgt
geandert:

In § 9 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,§ 10 Absatz 7* durch die Angabe ,§ 10 Absatz 5°
ersetzt.

Artikel 8

Evaluierung

Die Anwendung der durch dieses Gesetz geschaffenen und geanderten Vorschriften
des Achten Buches Sozialgesetzbuch sind vom Bundesministerium fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend unter Beteiligung der Lander zu evaluieren. Insbesondere
werden die finanziellen Auswirkungen auf Lander und Kommunen untersucht. Das
Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend berichtet dem
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat Gber die Ergebnisse der Untersuchung.

Artikel 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkindung in
Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2028 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIIl), das am 1. Oktober
1990 in den ostdeutschen Bundeslandern und am 1. Januar 1991 in den westdeutschen
Bundeslandern in Kraft getreten ist, richtet sich an alle jungen Menschen ausgehend von
einem umfassenden Verstandnis von Kinder- und Jugendhilfe. Auftrag der Kinder- und
Jugendhilfe ist es, alle jungen Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu
fordern, sie vor Gefahren fur ihr Wohl zu schitzen und Benachteiligungen zu vermeiden
oder abzubauen (vergleiche § 1 Absatz 3 SGB VIII). Sie ist damit das primar fur ein
gedeihliches  Aufwachsen von Kindern und  Jugendlichen  verantwortliche
Sozialleistungssystem.

Um sicherzustellen, dass die Kinder- und Jugendhilfe auch in Zukunft zur Verwirklichung
des Rechts eines jeden jungen Menschen auf Férderung seiner Entwicklung und auf
Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit wirkungsvoll beitragen kann (vergleiche § 1 Absatz 1 SGB VIII), ist eine
umfassende Reform ihrer Strukturen erforderlich. Die Kinder- und Jugendhilfe steht vor
groften Herausforderungen, die eine ihrem Auftrag entsprechende Aufgabenwahrnehmung
nicht nur zunehmend erschweren, sondern ihre ,Garantenstellung® flir ein gutes und
sicheres Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in Deutschland grundsatzlich in Frage
stellen kdnnen, wenn eine Entlastung ihrer Strukturen nicht zeitnah erfolgt. Die Kinder- und
Jugendhilfe befindet sich in einem Spannungsfeld zwischen einem kontinuierlichen Anstieg
von — teilweise sehr komplexen — Unterstitzungsbedarfen von Kindern, Jugendlichen und
Eltern auf der einen Seite und einem erheblichen Ressourcenrtickgang der 6ffentlichen und
auch freien Trager der Kinder- und Jugendhilfe auf der anderen Seite. Blrokratische
Anforderungen und schwierige Abgrenzungsfragen im Hinblick auf andere fur das
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen verantwortliche Systeme, z.B. die
Eingliederungshilfe oder die Schule, verstiarken den Druck insbesondere auf die
Kommunen als Trager der offentlichen Jugendhilfe zusatzlich. Ziel ist es, die
Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe nachhaltig zu sichern, damit diese kunftig
krisenfest ihrer Verantwortung fiir ein gutes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen
gerecht werden kann. Die Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe ist
gesamtgesellschaftlich und verfassungsrechtlich hoch relevant, insbesondere weil ihre
Leistungen und MaRnahmen eine dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz entsprechende
Wahrnehmung des staatlichen Wachteramtes (Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz)
sicherstellen. Dies unterstreicht nicht nur die Bedeutung einer Sicherung des Systems,
sondern macht auch deutlich, dass eine Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe einer
gesicherten Erkenntnisgrundlage bedarf. Zudem miissen Reformprozesse angesichts der
angespannten Lage bei den offentlichen und auch freien Tragern der Kinder- und
Jugendhilfe schrittweise erfolgen, da Veranderungen, auch wenn sie letztlich Entlastung
herbeifihren, zunachst auch immer mit einem gewissen Aufwand verbunden sind.
Andernfalls wiirde man das System (weiter) Gberfordern und damit seine Funktionsfahigkeit
zusatzlich gefahrden.

Mit einer umfassenden, zweistufigen Strukturreform sollen die Effektivitat und Effizienz der
Kinder- und Jugendhilfe erheblich gesteigert und zugleich die kommunale
Steuerungsfahigkeit gestarkt werden. Dies ist auch die Zielsetzung des vom Bundeskanzler
und den Regierungschefinnen der Regierungschefs der Lander am 25. Juni 2026
beschlossenen Eckpunktepapiers ,Effizienter Ressourceneinsatz bei Leistungsgesetzen®.
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Den bestehenden Herausforderungen der Kinder- und Jugendhilfe ist insbesondere mit
Blick auf den Verfassungsrang ihres Auftrags moglichst zeitnah Rechnung zu tragen. Des-
halb sind im Sinne einer grundsatzlichen Weichenstellung fiir eine vorrangige Ausrichtung
der Kinder- und Jugendhilfe auf ein infrastrukturelles System MaRnahmen, die bereits auf
einer gesicherten Erkenntnisgrundlage basieren, umgehend in einer ersten Stufe der
Strukturreform umzusetzen. Unmittelbar daran anknipfen werden weitere MaRnahmen zur
Wirkungs- und Effizienzsteigerung mit kostendampfenden Effekten fir die kommunalen
Haushalte in einem zweiten Teil der Strukturreform nach Erarbeitung der hierfur
notwendigen Erkenntnisgrundlagen und unter Einbeziehung des Beschlusses des
Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen der Regierungschefs der Lander vom 25.
Juni 2026 mit dem Eckpunktepapiers ,Effizienter Ressourceneinsatz bei
Leistungsgesetzen®.

Auch der Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode sieht die Weiterentwicklung
individueller Leistungen, die der Forderung in der Schule dienen, zu pauschalierten und
strukturierten Unterstutzungsleistungen an Schulen (Pooling) vor (Zeile 3644-3646).

Auch die Lander fordern eine deutliche Starkung des so genannten Pooling bei
Schulbegleitung (vergleiche Bundesratsdrucksache 590/24 (Beschluss), Nummer 1).
Daruber hinaus sind die Verbesserung des Schutzes von Pflegekindern (vergleiche
Bundesratsdrucksache 590/24 (Beschluss), Nummer 2) sowie Vereinfachungen und
Burokratieabbau in den Verfahren zur Aufnahme und Verteilung von unbegleiteten
auslandischen Minderjahrigen (vergleiche JFMK-Beschluss ,Sicherstellung bundesweiter
Versorgungsstrukturen fur UMA®, vom 22./23. Mai 2025) wichtige Anliegen der Lander.

Die Streichung der Ausnahmevorschrift des ,begleiteten Trinkens® aus dem
Jugendschutzgesetz folgt dem Ansatz, das zunehmende Problem der Suchtabhangigkeit
ernst zu nehmen. Um den Folgen entgegenzuwirken, die von Gesundheitsgefahrdung bis
Gewaltbereitschaft und Verwahrlosung reichen kénnen, missen insbesondere Kinder und
Jugendliche durch geeignete Praventionsmaflinahmen vor Alltagsslichten besser geschitzt
werden.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Infrastrukturelle Bildungsassistenz

e Unter der Voraussetzung, dass ,Schulbegleitung” und ,Kita-Assistenz* als
infrastrukturelle Angebote der Bildungsassistenz vom ortlichen Trager der
offentlichen Jugendhilfe gemeinsam mit den fur Schule zustandigen Behdrden nach
Mafgabe der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII gemeinsam geplant werden,
erfillen diese Gruppenangebote, die mit dem so genannten ,Pooling“ vergleichbar
sind, den individuellen Rechtsanspruch auf Anleitung und Begleitung in
Kindertageseinrichtungen oder Schulen im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder
Eingliederungshilfe. Entsprechende Leistungen der ,Schulbegleitung” und ,Kita-
Assistenz® nach dem SGB IX sind davon nicht erfasst.

¢ Wenn es kein infrastrukturelles Angebot der Bildungsassistenz vor Ort gibt, das den
gesetzlichen Anforderungen entspricht, oder wenn der individuelle Bedarf des
Kindes oder Jugendlichen durch ein solches infrastrukturelles Angebot nicht
abgedeckt wird, besteht der individuelle Anspruch auf die Anleitung und Begleitung
in Kindertageseinrichtungen oder Schulen in Form einer Einzelfallhilfe.

2. Reduzierung der Komplexitat und Schnittstellen in der Eingliederungshilfe

e Mit einer Experimentierklausel kann zur Erprobung der Gesamtzustandigkeit der
Kinder- und Jugendhilfe fur Leistungen der Eingliederungshilfe fur junge Menschen
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mit (drohenden) Behinderungen das SGB VIII (§ 35a) auch fir junge Menschen mit
(drohenden) korperlichen oder geistigen Behinderungen vorrangig angewandt
werden. Die Erprobung der Zusammenflihrung wird untersucht, insbesondere
werden Daten erhoben zur Bestimmung von Art und Umfang der Leistungen, zur
Ausgestaltung des Verfahrens sowie zu den finanziellen Auswirkungen, um
bundeseinheitliche Datenerfassung, Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung
und Leistungsvergleiche zu ermdglichen.

Der § 35a SGB VIl wird an den Behinderungsbegriff der UN-BRK angepasst.

Die Befristung der Regelung aus dem Kinder- und Jugendstarkungsgesetz zum
Verfahrenslotsen wird aufgehoben; die Regelung gilt nun unbefristet.

Vorranggebot im Hinblick auf Infrastruktur- oder Regelangebote sowie Hilfen und
Malnahmen der Jugendsozialarbeit bei Jugendlichen und jungen Volljahrigen

Infrastrukturelle Angebote insbesondere der allgemeinen Férderung der Erziehung
in der Familie nach § 16 SGB VIII, der Beratung nach §§ 17 und 18 SGB VIII oder
der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIl sowie Regelangebote vor allem der
Kindertagesbetreuung sind gegenuber erzieherischen Hilfen vorrangig, sofern sie
dem Bedarf in Einzelfall gleichermallen oder besser entsprechen.

Hilfen und MalRnahmen der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII wird gegentiber
Hilfe zur Erziehung bei Jugendlichen und gegenuber Hilfe fur junge Volljahrige ein
Vorrang eingerdaumt, wenn diese Angebote dem individuellen Bedarf besser oder
zumindest gleichermal3en entsprechen. Dieser Vorrang ist bei der Hilfeauswahl im
Rahmen von Hilfe zu Erziehung oder Hilfe fur junge Volljahrige zu prufen.

Die Entscheidung uber eine vorrangige Gewahrung von Infrastruktur- oder
Regelangeboten sowie Hilfen und Mallnahmen der Jugendsozialarbeit erfolgt im
Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte auf der Grundlage eines konkreten
Eignungsvergleichs mit erzieherischen Hilfen.

Besserer Schutz fur Pflegekinder bei der Unterbringung in Pflegefamilien au3erhalb
des Zustandigkeitsbereichs des Hilfe gewahrenden Jugendamts

Die Pflicht zur Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie wird deutlich
erhoht.

Die Anforderungen an die Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie
werden konkretisiert.

Der Zustandigkeitswechsel vom Hilfe gewahrenden Jugendamt zum Jugendamt am
Ort der Pflegefamilie nach § 86 Absatz 6 SGB VIII wird an dessen Beteiligung bei
der Auswahl der Pflegefamilie angeknUpft.

Starkung des aufgabenspezifischen Kompetenzerfordernisses in der Kinder- und
Jugendhilfe

Die personellen Anforderungen werden in den Regelungen zur Personalbemessung
in den Jugendamtern und Landesjugendamtern, in den Regelungen zu
Leistungsvereinbarungen bei stationdren Leistungen sowie in den Regelungen zur
Betriebserlaubnis flr Einrichtungen spezifisch auf die konkreten Aufgabenbereiche
und den in diesen wahrzunehmenden Funktionen ausgerichtet.
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6. Bilrokratieabbau und Vereinfachung in den Verfahren zur Aufnahme und Verteilung
von unbegleiteten auslandischen Minderjahrigen

e Die Prozesse zur Altersfeststellung werden vereinfacht und insbesondere im
Hinblick auf das Erfordernis einer arztlichen Untersuchung konkretisiert.

e Das Verteilverfahren wird vor allem im Hinblick auf die dabei zu beachtenden Fristen
praktikabler gestaltet. Die Kostenerstattung wird vereinfacht.

¢ Die Berichterstattung zur Situation unbegleiteter auslandischer Minderjahriger wird
in den Kinder- und Jugendbericht integriert.

7. Blrokratieabbau und Vereinfachung in den Verfahren zur Kostenheranziehung der
Eltern und zur Bestimmung der ortlichen Zustandigkeit

+ Es wird klargestellt, dass die 6rtliche Zustandigkeit nach den §§ 86 bis 88a SGB VIII
mit einer digitalen Anwendung automatisiert bestimmt werden kann.

8. Besserer praventiver Schutz junger Menschen vor der Gefahr missbrauchlichen
Alkoholkonsums

e Die Ausnahmeregelung im Jugendschutzgesetz, die den Verzehr oder Erwerb
alkoholischer Getranke durch 14- und 15-jahrige Jugendliche in Begleitung einer
personensorgeberechtigen Person erlaubt, wird gestrichen.

Um die Zukunftsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe durch mehr Effizienz und Effektivitat
zu sichern, bedarf es (iber diese Regelungen hinaus weiterer Anderungen, die im Rahmen
eines Beteiligungsprozesses multiperspektivisch erdrtert und dann zeitnah in einem Gesetz
zum zweiten Teil der Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe aufgegriffen werden sollen.
Dabei geht es vor allem um Weiterentwicklung der Finanzierungsregelungen, Starkung der
Steuerung durch die offentlichen Trager der Kinder- und Jugendhilfe, Starkung der
Verbindlichkeit der Jugendhilfeplanung, Weiterentwicklung der Regelungen zur
Kostenheranziehung sowie bessere Kooperationen an den Schnittstellen zu weiteren
Hilfesystemen und die bessere Berlcksichtigung hauslicher Gewalt im Kinder- und
Jugendhilferecht.

Ill. Alternativen

In das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG), das am 10.6.2021 in Kraft getreten ist,
wurde die Regelung aufgenommen, dass das SGB VIII auch fur Leistungen der
Eingliederungshilfe an Kinder und Jugendliche mit koérperlichen und geistigen
Behinderungen vorrangig zustandig werden soll. Diese Regelung soll zum 1.1.2028 in Kraft
treten unter der Bedingung, dass bis zum 1.1.2027 ein Bundesgesetz mit den gesetzlichen
Grundlagen fir die Zusammenfihrung der Zustandigkeiten fir Leistungen der
Eingliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in der Kinder- und
Jugendhilfe verkiindet wurde.

Da von einigen Landern und Kommunen die Sorge gedulRert wurde, dass die Umsetzung
der Zustandigkeitszusammenfiihrung zum aktuellen Zeitpunkt zu einer Uberlastung der
Kommunen flihren wirde, eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe aber (berwiegend
weiterhin als zu verfolgendes Ziel gesehen wird, wird diese verschoben. Die Alternative,
namlich das Inkrafttreten der Zusammenfihrung der Zustandigkeit zum 1. Januar 2028,
kann wegen der geaullerten Bedenken nicht weiterverfolgt werden. Eine andere
Méglichkeit, die vollstadndige Aufgabe des Ziels der Zusammenfiihrung der Zustandigkeiten
unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe, ist ebenfalls keine realisierbare Alternative.
Seit ca. 2010 haben sich Bund, Ladnder, Kommunen und die Fachoffentlichkeit intensiv mit
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der Frage der Zusammenfihrung der Zustandigkeit fir Leistungen der Eingliederungshilfe
unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe auseinandergesetzt. In zwei umfassenden
Beteiligungsprozessen wurde dieses Thema diskutiert. Insbesondere hat das BMBFSFJ
von November 2022 bis Dezember 2023 einen umfassenden Beteiligungsprozess unter
dem Titel ,Gemeinsam zum Ziel: Wir gestalten die Inklusive Kinder- und Jugendhilfe®
durchgefiihrt Beteiligt wurden Expertinnen und Experten aus den Bereichen der Kinder- und
Jugendhilfe, der Eingliederungshilfe und der Gesundheitshilfe, auf Landesebene
(einschlieRBlich der Kommunen), auf Bundesebene, aus Fachverbanden und
Fachorganisationen, von o6ffentlichen oder freien Tragern sowie aus den Bereichen
Wissenschaft und Forschung. Die ganz Uberwiegende Mehrheit der Beteiligten hat sich fur
die Zusammenfihrung der Zustandigkeit flr Leistungen der Eingliederungshilfe fur Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe
ausgesprochen.

Viele Kommunen haben sich bereits auf den Weg gemacht, ihre Verwaltungsstrukturen
anzupassen und warten auf die vorrangige Geltung der Regelungen des SGB VIII fir Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen wegen korperlichen oder geistigen
Beeintrachtigungen. Insofern ist die Einfliihrung einer Experimentierklausel fir Kommunen,
die das SGB VIII bereits umfassend vorrangig gegentiber dem SGB IX anwenden méchten,
der einzige Weg, der den unterschiedlichen Belangen Rechnung tragt.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderungen des Achten, Fiinften und
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des
Grundgesetzes (Offentliche Flrsorge) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz2 des
Grundgesetzes. Der Kompetenztitel der offentlichen Firsorge umfasst das Kinder- und
Jugendhilferecht (Artikel 1 bis 3 dieses Gesetzentwurfes) sowie den Schutz von Kindern
und Jugendlichen in der Offentlichkeit (Artikel 6 dieses Gesetzentwurfes).

Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht flir diesen Bereich zu, wenn und soweit die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche
Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes).

Die Regelungen des Gesetzes betreffen insbesondere die Gewahrung von Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe (hier insbesondere Kita- und Schulassistenz sowie ein
Vorranggebot fir Infrastrukturangeboten bei Hilfe zur Erziehung), die Regelungen zum
Verfahren zur vorlaufigen Inobhutnahme von unbegleiteten auslandischen Minderjahrigen
sowie Klarstellungen zum Fachkraftegebot.

Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. Eine
Gesetzesvielfalt bei der Gewahrung von Hilfe zur Erziehung sowie der Kita- und
Schulassistenz  unter den Landern wurde zu einer Rechtszersplitterung mit
problematischen Folgen fur die Forderung und Unterstitzung junger Menschen flhren.
Eine unterschiedliche rechtliche Behandlung junger Menschen, die auf die Unterstlitzung
der Kinder- und Jugendhilfe insbesondere beim Schulbesuch angewiesen sind, wurde zu
einer Auseinanderentwicklung von Grundvoraussetzungen fur den Zugang zu Bildung und
Forderung junger Menschen flihren, deren Folgen weder im Interesse des Bundes noch
der Lander hinnehmbar waren. Die aktuellen Herausforderungen bei der Kita- und
Schulassistenz (starker Anstieg der Falle, weniger Personal fiir die Umsetzung) kénnen nur
bundesweit einheitlich gelost werden. Die Regelungen zu Hilfe zur Erziehung sind ebenfalls
zur Wahrung der Rechtseinheit im Bundesgebiet insofern erforderlich, als eine
Rechtszersplitterung hier problematische Folgen im Hinblick auf den Zugang von Kindern,
Jugendlichen und ihren Eltern zu notwendigen Hilfen zur Entwicklungsférderung und
Erziehung hatte, die letztlich zu einer erheblichen Schwachung des Schutzes von Kindern



-26 -

und Jugendlichen flhren kdnnte. Aus eben diesem Grund ist auch die Klarstellung zum
Fachkraftegebot bundeseinheitlich erforderlich.

In Bezug auf die Anderungen des Verfahrens zur vorldufigen Inobhutnahme unbegleiteter
auslandischer Minderjahriger (Artikel 1) sind bundesweit einheitliche Verfahrensregelungen
erforderlich. Nur so kann die geordnete Aufnahme und Versorgung unbegleiteter
Minderjahriger im Bundesgebiet gewahrleistet werden. Unterschiedliche Verfahren wiirden
die Zusammenarbeit der Lander untereinander erheblich erschweren sowie auch zu
erheblichen Unsicherheiten bei der Gewahrleistung des Schutzes unbegleiteter
auslandischer Minderjahrige, zu dem die Bundesrepublik Deutschland auf EU-Ebene
verpflichtet ist, fihren.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes umfasst auf Grundlage des Artikel 74 Absatz 1
Nummer 7 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes
ebenfalls die Kompetenz, befristet Regelungen als Experimentierklauseln zur
Untersuchung und Erprobung von neuen Verfahren und MaRnahmen zu erlassen. Eine
bundesrechtliche Regelung ist Voraussetzung fir die Erprobung der Zusammenfihrung
von Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, da
nur eine bundesgesetzliche Regelung das Abweichen vom Vorrang-Nachrang-Verhaltnis
nach § 10 Absatz4 Satz2 SGB VIl zulassen kann. Sie stellt bundeseinheitlich die
Rahmenbedingungen der Erprobung auf, wenngleich den Landern aufgrund regionaler
Bedurfnisse ein gewisser Gestaltungsspielraum gewahrt wird. Eine bundesgesetzliche
Zusammenfuhrung der Leistungen ist nur entwickelbar auf Grundlage einer Evaluation, die
gerade landesspezifische Erprobungen untersucht, die jeweils entsprechend den
landesrechtlichen Besonderheiten entwickelt wurden. Eine bundeseinheitliche Regelung
muss samtlichen Landerspezifika umfassend Rechnung tragen.

Die bundesgesetzliche Regelung in Artikel 6 ist zur Wahrung der Rechtseinheit gemafR
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich. Der Kinder- und Jugendschutz in der
Offentlichkeit macht eine bundesgesetzliche Regelung notwendig, damit ein (ibergreifender
wirksamer Kinder- und Jugendschutz erméglicht werden kann. Insbesondere beim
gesundheitlichen Kinder- und Jugendschutz handelt es sich um eine Materie, bei der die
Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse liegt, da andernfalls eine
Rechtszersplitterung entstehen wirde, die zu erheblichen Nachteilen fir die
Rechtssicherheit und Freizligigkeit im Bundesstaat fihrt. Denn eine uneinheitliche
Rechtslage im gesundheitlichen Kinder- und Jugendschutz brachte fir Blrgerinnen und
Blrger, fur die Verwaltung und die Wirtschaft unzumutbare Unsicherheiten oder
Belastungen mit sich, wenn nicht nur die Gesundheit von Jugendlichen regional
unterschiedlich geschitzt wiirde, sondern auch in innerfamilidren Beziehungen und bei
Gastronomiebesuchen Unklarheit und Konfliktpotential entstiinde.

Die bundesgesetzliche Regelung in Artikel 5 ist zur Wahrung der Rechtseinheit gemaf
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich. Der Kinder- und Jugendschutz in der
Offentlichkeit macht eine bundesgesetzliche Regelung notwendig, damit ein (ibergreifender
wirksamer Kinder- und Jugendschutz erméglicht werden kann. Insbesondere beim
gesundheitlichen Kinder- und Jugendschutz handelt es sich um eine Materie, bei der die
Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse liegt, da andernfalls eine
Rechtszersplitterung entstehen wirde, die zu erheblichen Nachteilen fir die
Rechtssicherheit und Freiziigigkeit im Bundesstaat flhrt. Denn eine uneinheitliche
Rechtslage im gesundheitlichen Kinder- und Jugendschutz brachte fur Burgerinnen und
Burger, die Verwaltung und die Wirtschaft unzumutbare Unsicherheiten oder Belastungen
mit sich, weil nicht nur die Gesundheit von Jugendlichen regional unterschiedlich geschitzt,
sondern auch in innerfamilidren Beziehungen und bei Gastronomiebesuchen Unklarheit
und Konfliktpotential entstiinde.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union (EU) vereinbar. Im Recht der
EU ist die Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe nicht im Einzelnen geregelt. Allerdings
enthalt die Richtlinie (EU) 2024/1346 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
14. Mai 2024 zur Festlegung von Normen fir die Aufnahme von Personen, die
internationalen Schutz beantragen, Vorgaben fiir minderjahrige Kinder von Antragstellern
und unbegleitete minderjahrige Antragsteller unter anderem in Hinblick auf ihre
Unterbringung und ihre Vertretung.

Mit zwei Anderungen wird die Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher
Gewalt umgesetzt. Umgesetzt werden Artikel 16 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2024/185
sowie Artikel 32 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2024/185: Es soll sichergestellt werden, dass
die in der Richtlinie vorgesehene frihzeitige individuelle Begutachtung zur Ermittlung
besonderer Schutzbedarfe von Opfern durch die Jugendamter unter Einbeziehung
mehrerer Fachkrafte sowie unter Beteiligung betroffener Einrichtungen, Dienste oder
anderer Stellen erfolgt. Zudem wird klargestellt, dass fir die Auslbung von
Umgangsrechten zwischen Kind und Elternteil sichere Orte zum sicheren Kontakt zur
Verfugung stehen.

Mit einer Anderung wird die Richtlinie (EU) 2024/1712 des europaischen Parlaments und
des Rates vom 13. Juni 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/36/EU zur Verhitung und
Bekdmpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer umgesetzt. Nach
Artikel 11 Absatz 4 dieser Richtlinie treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Malnahmen, um in Zusammenarbeit mit den einschlagigen
Opferbetreuungsorganisationen im Rahmen von Gesetzen, Regelungen oder
Verwaltungsvorschriften einen oder mehrere Mechanismen fir die frihzeitige Erkennung
und Identifizierung, Unterstitzung und Betreuung identifizierter und mutmallicher Opfer
einzurichten. Dieser Vorgabe wird mit der Klarstellung in § 8a SGB VIII-E Rechnung
getragen, dass Jugendamter im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung andere Stellen und
Akteure wie beispielsweise spezialisierte Fachberatungsstellen hinzuziehen sollen, um
betroffene Opfer von Menschenhandel frihzeitig zu identifizieren.

VL Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Wird im Rahmen der Experimentierklausel die Zusammenfihrung der Zustandigkeiten fiir
junge Menschen mit Behinderungen im SGB VIII umgesetzt, macht dies die Klarung
schwieriger Abgrenzungsfragen, zum Beispiel bei Mehrfachbehinderungen, leichter bzw.
entbehrlich und verhindert Zustandigkeitsstreitigkeiten zwischen dem Trager der
offentlichen Jugendhilfe und dem Trager der Eingliederungshilfe.

Durch die Ausgestaltung der Bildungsassistenz als infrastrukturelles Angebot im Rahmen
von Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe werden einzelfallbezogene
Verwaltungsverfahren erheblich vereinfacht und damit der ortliche Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe deutlich entlastet.

Die Verfahren zur Aufnahme und Verteilung von unbegleiteten auslandischen
Minderjahrigen werden erheblich vereinfacht; Blirokratie wird abgebaut.

Die Streichung der Ausnahmevorschrift des § 9 Absatz 2 Jugendschutzgesetz (JuSchG)
vereinfacht die Rechtsanwendung des JuSchG in Gaststatten, Verkaufsstellen und anderen
offentlichen Einrichtungen.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Regelungsvorhaben fordert die Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe und
somit das Fortbestehen der Unterstiitzung und Férderung von Kindern, Jugendlichen und
ihren Familien durch das System Kinder- und Jugendhilfe. In Bezug auf die
Bildungsassistenz ermdglichen die Regelungen eine praxisnahe, weniger aufwandige und
zeitnahe Unterstitzung von Kindern und Jugendlichen.

Durch die Ermdglichung der perspektivischen Gesamtzustandigkeit der Kinder- und
Jugendhilfe fur alle Kinder und Jugendlichen mit und ohne Behinderungen werden sich
Angebote und Unterstitzungsleistungen inklusiv ausrichten. Leistungen kdnnen
perspektivisch  bedarfsibergreifend und ganzheitlich erbracht werden. Das
Regelungsvorhaben férdert somit im Ergebnis die Inklusion von Kindern und Jugendlichen
mit Behinderungen und ihrer Familien in der Gesellschaft. Damit wird ein Grundstein gelegt
fur eine inklusive Ausrichtung der Gesellschaft.

Die Streichung der Ausnahmevorschrift des § 9 Absatz 2 JuSchG férdert das gesunde
Aufwachsen junger Menschen, beglnstigt hierdurch Bildungserfolge und verhindert
zugleich soziale Folgekosten.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Keine

4. Erfullungsaufwand

4.1 Erflllungsaufwand flr Blrgerinnen und Biirger

Keiner

4.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Keiner

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir den Bund:

Keiner

Fir die Lander und Kommunen:

Fir die Verwaltung verringert sich der jahrliche Erflllungsaufwand um 20.757.000 Euro.
Davon entfallen 20.757.000 Euro auf die Lander (inkl. Kommunen). Abhangig davon, ob die
Zusammenfuhrung der Zustandigkeiten in den einzelnen Bundeslandern im Rahmen der
Experimentierklausel umgesetzt wird oder nicht, kann sich der Erfullungsaufwand

verandern.

Erflllungsaufwand fir die Blrgerinnen und Blrger:
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Jahrlicher Einmaliger
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Norm (§8); pro Fall (in Fallzahl pro Fall (in
Nu : und . Euro) oder . Euro) oder
mm Bezeichnung der Einheit Minuten erinafiiai und Minuten erinafiiai
ern Vorgabe bzw. Euro) ~geringiug Einheit bzw. Euro) 9 g“g 9
(Begriindu (Begriindu
ng) ng)
Artikel 1; §58a
Bestatigung des Todes Zeitaufwan »geringflgig
1.1 | eines d: 10 | “ (geringe
sorgeberechtigten Minuten Fallzahl)
Elternteils
SRS eringfiigi
Zeitaufwand (in 9 gtug 0
Stunden) 9
ST eringfiigi
Sachaufwand  (in geringtug 0
Tsd. Euro) 9

Zu Nummer 1.1: Bestatigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils; § 58a SGB

VIII-E.
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Erfillungsaufwand fir die Wirtschaft

Keiner

Erfillungsaufwand fur die Verwaltung
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Fir die Lander/Kommunen:

Zu Nummer 3.1: Weitere Unterstitzung des Oortlichen Tragers durch Verfahrenslotsen;
§ 10b Absatz 2 SGB VIII-E.

Fallzahl (jahrlicher Erfullungsaufwand): FZ vom BMBFSFJ
Aufwand pro Fall (jahrlicher Erfullungsaufwand): Angaben vom BMBFSFJ

Zu Nummer 3.7: Bestatigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils; § 58a SGB
VIII-E.

Zu Nummer 3.9: Automatisierte Prifung der Ortlichen Zustandigkeit,
§ 79 Absatz 4 SGB VIII-E.

Durch ein automatisiertes Prifsystem soll die Zuordnung der ortlichen Zustandigkeit fr
neue Falle erleichtert werden. Nach Angabe des BMBFSFJ entsteht aktuell in 50 % der
neuen Falle ein erheblicher Aufwand bei der manuellen Zuordnung. Da angenommen wird,
dass die zeitliche Entlastung bei den 50 % der Falle, die ohnehin nicht aufwendig sind,
geringflgig ist, wird der Fokus auf die Entlastung in den aufwendigen Fallen gelegt.

Im Jahr 2023 wurden 247.369 Hilfen zur Erziehung, Hilfen fir junge Volljdhrige und 35a-
Hilfen neu begonnen. In dieser Zahl sind alle Hilfearten abziiglich Erziehungsberatung
bericksichtigt. Die Zahl der (vorlaufigen) Inobhutnahmen betrug 16.777 (§ 42a) bzw.
52.700 (§ 42) im Jahr 2024. AulRerdem gab es im Jahr 2024 noch 239.360 8a-Verfahren.

Insgesamt ergeben sich somit 556.206 neue Falle im Jahr, bei denen die Prifung der
ortlichen Zustandigkeit eine Rolle spielt. 50 % der Falle liegt dann bei 278.103 Fallen, bei
denen von einer grundsatzlich aufwendigen Priafung der ortlichen Zustandigkeit
ausgegangen wird.

Es wird angenommen, dass bisher ein Zeitaufwand von 2 Stunden, also 120 Minuten, pro
Fall fir die manuelle Zuordnung anfiel. Es wird ein Lohnsatz von 40,70 Euro/Stunde
angesetzt.

Zu Nummer 3.11: Kostenerstattung bei Gewahrung von Jugendhilfe nach der Einreise
(Kommunen); § 89d SGB VIII-E.

Anderung, id-ip: 2018072614424201

Fallzahl (jahrlicher Erfillungsaufwand): Aktuell 521. Die Anderung der Fallzahl liegt durch
die gesetzliche Regelung im Bagatellbereich.

Zu Nummer 3.12: Kostenerstattung bei Gewahrung von Jugendhilfe nach der Einreise
(Lander); § 89d SGB VIII-E.

Anderung, id-ip: 2018072614424401

Fallzahl (jahrlicher Erflllungsaufwand): Aktuell 521. Die Anderung der Fallzahl liegt durch
die gesetzliche Regelung im Bagatellbereich.

Zu Nummer 3.13: Kostenerstattung unter 1.000 Euro an eingereiste junge Menschen; § 89f
Absatz 2 SGB VIII-E.

Aufwand pro Fall (jahrlicher Erfullungsaufwand): Standardaktivitat 7 (Komplexitat mittel) +
11 (Komplexitat einfach) + 12 (Komplexitat einfach)
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5. Weitere Kosten

Die Befristung der Regelung zum Verfahrenslotsen in § 10b SGB VIII wird aufgehoben.
Entsprechend entstehen durch die weitere Arbeit des Verfahrenslotsen Aufwande bei den
Kommunen in Hohe von ca. 9,35 Mio. Euro jahrlich. Es sind insgesamt 324.575 Falle von
Leistungen fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, die Eingliederungshilfe nach
dem SGB IX erhalten, sowie insgesamt 154.749 Leistungen nach § 35a SGB VIIl. Nach
Abzug der Falle, bei denen grundsatzlich keine Beratung erforderlich ist, betragt die Fallzahl
insgesamt 230.075. Fur die Beratung werden 60 Minuten veranschlagt wie bereits im
Kinder- und Jugendstarkungsgesetz.

Die Regelung in § 27 Absatz 5 Satz1 SGB VIII-E zur Einflihrung eines Vorrangs von
Infrastruktur- und Regelangeboten gegenldber Hilfe zur Erziehung fihrt zu einer
Verringerung der Kosten fur erzieherische Hilfen. Berichten aus Kommunen, die als ortliche
Trager der offentlichen Jugendhilfe sozialr@umliche Infrastrukturkonzepte umsetzen,
weisen auf erhebliche Kostendampfungs- und Einsparungseffekte im Leistungssegment
der individuellen Hilfen zur Erziehung hin, die von 30 bis Uber 50 Prozent reichen. Da
aktuelle methodologisch belastbare Studien hierzu nicht vorliegen, beschranken sich die
ausgewiesenen Einsparungen auf die Kosteneffekte, die sich aus dem Vorrang des
Regelangebots der Kindertagesbetreuung nach §§ 22 ff. SGB VIII gegentber Hilfe zur
Erziehung in Form der sozialpadagogischen Familienhilfe nach § 27 i.V. m. § 31 SGB VIII
beziehen. Bezogen auf dieses Leistungssegment lassen sich anhand der Daten der
amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik plausibel Kostenfolgen herleiten.

Insgesamt wurden 2023 im Rahmen der amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik knapp
100.000 Kinder unter sechs Jahren gezahlt, die eine ambulante Hilfe zur Erziehung in
Anspruch genommen haben (Summe aus am 31.12. laufenden und im Laufe des Jahres
beendeten Hilfen). Im Jahr 2023 wurden knapp 50.000 ambulante Hilfen zur Erziehung neu
begonnen. Bei den allermeisten dieser Hilfen handelt es sich um sozialpadagogische
Familienhilfe nach §31 SGB VIIl. Im Jahr 2023 wurden pro sozialpadagogischer
Familienhilfe im Durchschnitt rund 10.000 Euro verausgabt. Laut Statistischem Bundesamt
lag die Betreuungsquote an Kindertagesbetreuung zum 01.03.2025 bezogen auf Kinder
unter drei Jahren bei 37,8 % und bezogen auf Kinder von drei bis sechs Jahren bei 95,0 %.
Greift man angesichts der deutlich geringeren Betreuungsquote Kinder im Alter von ein bis
zwei Jahren heraus, so wurden bezogen auf diese Altersgruppe im Jahr 2023 rund 30.000
ambulante erzieherische Hilfen in Anspruch genommen. Es wird angenommen, dass fiir ein
Drittel dieser Falle vorrangig Kindertagesbetreuung gewahrt werden kann. Dies fihrt dann
zu einer Entlastung im Bereich der Hilfe zur Erziehung in H6he von 100 Millionen Euro.

Der in § 27 Absatz 5 Satz 2 SGB VIII-E eingefiihrte Vorrang von Hilfen und Malinahmen
der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII gegeniber Hilfe zur Erziehung bei Jugendlichen
und gegenuber Hilfe fur junge Volljahrige fuhrt zu einer Verringerung der Kosten fir die
stationare Unterbringung von jungen Menschen im Alter zwischen 16 und langstens 27
Jahren. Gerade zwischen der nach § 13 Absatz 3 SGB VIII méglichen sozialpadagogisch
begleiteten Wohnform und einer Unterbringung nach § 34 SGB VIII kann aufgrund der
unterschiedlichen Zielsetzung in Bezug auf die Kosten flir den Personalaufwand ein
Unterschied bestehen, wobei die Ubergénge teilweise auch flieRend sein kdnnen. Von der
gesamten Fallzahl von Leistungen nach § 34 SGB VIl fir junge Menschen zwischen 16
und 27 Jahren (66.788 Falle) wird davon ausgegangen, dass flr mindestens 10 % dieser
Gruppe Angebote nach § 13 Absatz 3 SGB VIl geeigneter und flr mindestens 15 %
gleichermalden geeignet sein kdnnen. Allerdings kann, da die Angebote nach § 13 Absatz 3
SGB VIl zunachst in ausreichender Form ausgestaltet werden missen, nur eine begrenzte
Anzahl von jungen Menschen Angebote nach § 13 Absatz 3 SGB VIl erhalten, die bislang
eine Hilfe nach § 34 SGB VIII erhalten haben. Nach 5 Jahren steigt die Zahl der Angebote,
so dass alle junge Menschen mit entsprechenden Bedarfen sie erhalten kénnen. In den
ersten beiden Jahren (2028 und 2029) werden 2,5 % der bisherigen § 34 SGB VIlI-Falle in
Wohnformen nach § 13 Absatz 3 SGB VIII geschatzt; die Fallzahl belauft sich auf rund
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1.670. In 2030 bis 2032 erhdht sich die Fallzahl auf 3.340 (5 %) und schlieRlich ab 2033 auf
6.679 (10%).

Es wird anhand von Praxisbeispielen und Tagessatzen aus der Praxis davon ausgegangen,
dass Angebote nach § 13 Absatz 3 SGB VIII um ca. 30 % gunstiger sind. Dies ergibt bei
sonst ca. 50.000 Euro Kosten pro Fall (im Durchschnitt) eine Ersparnis von 25 Millionen
Euro pro Jahr in den Jahren 2028 und 2029, rund 50 Millionen Euro pro Jahr in den Jahren
2030 bis 2032 sowie rund 100 Millionen Euro pro Jahr ab 2033 bezogen auf diese Gruppe.

Es ist davon auszugehen, dass spatestens ab dem Jahr 2032 auch ein Angebot nach § 13
Absatz 3 SGB VIl fir die jungen Menschen zur Verfliigung stehen wird, fir die diese
Leistungen gleichermalien geeignet sind wie eine Hilfe nach § 34 SGB VIII. Der Anteil
dieser Personengruppe an den jungen Menschen zwischen 16 und 27 Jahren in
erzieherischen Hilfen nach § 34 SGB VIII macht mindestens weitere 15 % aus und umfasst
damit eine Fallzahl von 10.018. Schatzungsweise kdénnen im Jahr 2032 50 % dieser
Personengruppe Angebote nach § 13 Absatz 3 SGB VIII erhalten. Die Fallzahl betragt
5.009. In Bezug auf diese Gruppe entstehen somit im Jahr 2032 Einsparungen in Héhe von
75 Millionen Euro. Ab 2033 kénnen dann alle aus dieser Gruppe Angebote nach § 13
Absatz 3 SGB VIl erhalten. Daraus resultiert ein Einsparungspotential ab 2033 bezogen
auf diese Gruppe in Hohe von 150 Millionen Euro.

Bezogen auf beide Gruppen — einmal die Gruppe, fiir die die Angebote nach § 13 Absatz 3
SGB VIII geeigneter sind (100 Millionen Euro) und dann die Gruppe, flr die die Angebote
nach § 13 Absatz 3 SGB VIl gleichermalien geeignet sind (150 Millionen Euro), ergibt sich
demnach ein Einsparpotential von 250 Millionen Euro.

Demnach lassen sich folgende Einsparpotentiale darstellen:
2028 und 2029: 25 Millionen Euro pro Jahr

2030 und 2031: 50 Millionen Euro pro Jahr

2032: 125 Millionen Euro

Ab 2033: 250 Millionen Euro pro Jahr

Durch die Anderungen der Regelungen in den §§ 27 Absatz 6, 35b und 80a SGB VIII-E zur
EinfGhrung infrastruktureller Bildungsassistenz fur Kita und Schule kommt es kurz- und
mittelfristig zu Einsparungen durch Reduktion des Zuwachses bei den jahrlichen
Kostensteigerungen fir Kita- und Schulassistenzen, da nicht mehr jedes Kind mit einem
entsprechenden Bedarf einen Anspruch auf Einzelfallhilfe hat. Es wird aufgrund von
Berichten aus Modellvorhaben davon ausgegangen, dass im ersten und zweiten Jahr nach
Inkrafttreten (2028 und 2029) eine Reduktion des Zuwachses in Héhe von 10 % erreicht
werden kann. In den Folgejahren kann eine Reduktion des Zuwachses in H6he von 20 %
erreicht werden. Ab dem 6. Jahr ab Inkrafttreten kann es zu einer exponentiellen Reduktion
der Zuwachse in den Folgejahren kommen, die letztlich zu einem Anstiegsstopp fiihren
kann. Bei entsprechender Ausgestaltung der Infrastruktur kénnen sich in der Folge weitere
Einsparpotentiale im Sinne einer Reduzierung der absoluten Kosten ergeben.

Bei aktuellen Kosten in Hohe von ca. 1,8 Milliarden Euro und einer Fallzahl in Hohe von ca.
61.816 sowie einer durchschnittlichen Wachstumsrate in Héhe von 13 % (orientiert sich an
der Wachstumsrate zwischen 2021 und 2022) ergeben sich folgende Einsparungen:

Im Jahr 2028: 33 Millionen Euro Reduktion des Zuwachses

Im Jahr 2029: 38 Millionen Euro Reduktion des Zuwachses
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Im Jahr 2030: 86 Millionen Euro Reduktion des Zuwachses
Im Jahr 2031: 97 Millionen Euro Reduktion des Zuwachses
Im Jahr 2032: 110 Millionen Euro Reduktion des Zuwachses

Ab dem Jahr 2033 erhéhen sich Schatzungen zufolge Einsparungen durch eine
exponentielle Reduktion der Zuwachse um jahrlich jeweils weitere 20 %:

Im Jahr 2033: 249 Millionen Euro (20 % plus 20 %)
Im Jahr 2034: 422 Millionen Euro (40 % plus 20 %)
Im Jahr 2035: 635 Millionen Euro (60 % plus 20 %)

Ab dem Jahr 2036 wird von einem Anstiegsstopp ausgegangen. Dies entspricht einer
Einsparung von ca. 1 Milliarde Euro in Bezug auf einen bis dahin auf der Grundlage einer
Wachstumsrate von 13 % prognostizierten Stand der Kostenentwicklung in Héhe eines
zweistelligen Milliardenbetrags. In den Folgejahren sind weitere Einsparungen im Hinblick
auf die absoluten Kosten maoglich.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Im Rahmen des Gleichwertigkeits-Checks sind die Faktoren Daseinsvorsorge sowie
Engagement, Zusammenhalt und Teilhabe von diesem Regelungsvorhaben betroffen. Die
Funktionsfahigkeit der Kinder- und Jugendhilfe wird durch Herstellung effizienter und
effektiver Strukturen gesichert. Zudem geht es perspektivisch um die Verbesserung von
Teilhabe von jungen Menschen mit Behinderungen und ihren Familien.

Die Prufung der gleichstellungsorientierten Gesetzesfolgenabschatzung ist zu dem
Ergebnis gekommen, dass eine Gleichstellungsrelevanz nicht gegeben ist, da keine
Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass Frauen und Manner unterschiedlich von der Regelung
betroffen sind.

Das Kompetenzzentrum Jugend-Check hat eine Stellungnahme zu mdglichen
Auswirkungen des Regelungsvorhabens auf junge Menschen zwischen 12 und 17 Jahren
abgegeben. In der Zusammenfassung betont das Kompetenzzentrum, dass durch das
Vorhaben der Zusammenfihrung der Zustandigkeiten fir Leistungen der
Eingliederungshilfe fur Kinder und Jugendliche mit Behinderung ein verbesserter Zugang
zu bedarfsgerechten Unterstutzungsleistungen moglich wird und junge Menschen durch die
Verstetigung des Verfahrenslotsens auch in Zukunft eine wichtige Unterstiitzung im Zugang
zu der Inanspruchnahme von Leistungen erhalten. Bei der Regelung zum Vorrang von
infrastrukturellen Angeboten sowie Regelangeboten werden Bedenken dahingehend
geaullert, dass hier verschiedene Leistungsarten in Konkurrenz treten, die verschiedene
Ziele verfolgen; zudem koénnten nicht ausreichend niedrigschwellige Angebote zur
Verfugung stehen. Die Einfuhrung eines infrastrukturellen Angebotes der Bildungsassistenz
wird als Mdglichkeit gesehen, dass junge Menschen niedrigschwellig Hilfen erhalten
kénnen. Die Anderungen der Regelungen zur Inobhutnahme unbegleiteter auslandischer
Minderjahriger wird einerseits positiv bewertet, andererseits kdnnten die verldngerten
Fristen zu einer Verzégerung der Entscheidungen Uber den langerfristigen Aufenthalt
fuhren. Die Streichung der Ausnahmeregelung in § 9 Absatz 2 JuSchG wird als Beitrag zum
Schutz junger Menschen vor einem frilhen Alkoholkonsum bewertet.
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VII. Befristung; Evaluierung

Das Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird den
Umsetzungsprozess des Gesetzes ab Inkrafttreten begleiten und die Umsetzung
evaluieren. Die Regelung des § 108 SGB VIl wurde in Bezug auf die Evaluation des Kinder-
und Jugendstarkungsgesetzes angepasst. Die Evaluation der Erprobungsklausel wird bis
zum 31. Marz 2030 erfolgen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Das Inhaltsverzeichnis ist an die Anderungen anzupassen.

Zu Nummer 2

Nach Artikel 16 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher
Gewalt haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass die individuelle Begutachtung zur
Ermittlung eines besonderen Schutzbedarfs von Opfern je nach Verfahrensstadium, soweit
dies angemessen ist, in Zusammenarbeit mit anderen einschlagigen zustandigen Behorden
und einschlagigen Unterstitzungsdiensten wie Opferschutzzentren, spezialisierten
Diensten, Sozialdiensten, Angehérigen der Gesundheitsberufe, Schutzunterkiinften und
anderen einschlagigen Akteuren erfolgt. Nach Artikel 11 Absatz 4 der Richtlinie (EU)
2024/1712 des europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Anderung
der Richtlinie 2011/36/EU zur Verhitung und Bekampfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen MaRnahmen, um in
Zusammenarbeit mit den einschlagigen Opferbetreuungsorganisationen im Rahmen von
Gesetzen, Regelungen oder Verwaltungsvorschriften einen oder mehrere Mechanismen flr
die frihzeitige Erkennung und Identifizierung, Unterstiitzung und Betreuung identifizierter
und mutmallicher Opfer einzurichten.

Bereits bisher haben die Jugendamter bei der Einschatzung des Gefahrdungsrisikos nach
§ 8a Absatz 1 andere Akteure einbezogen, sofern diese Uber Informationen verflgten, die
fur die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos relevant waren. Zur Klarstellung in Hinblick
auf die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt
wird nun diese Beteiligung anderer Akteure in den Absatz 1 aufgenommen. Die Erweiterung
des § 8a Absatz 1 stellt zudem in Umsetzung der EU Menschenhandelsrichtlinie klar, dass
Jugendamter im Rahmen der Gefahrdungseinschatzung andere Stellen und Akteure wie
beispielsweise spezialisierte Fachberatungsstellen hinzuziehen sollen, um betroffene Opfer
von Menschenhandel frihzeitig zu identifizieren.

Stellen im Sinne des § 8a Absatz 1 Satz 1 SGB VIl sind dabei entsprechend der Auflistung
in § 81 Absatz. 1 SGB VIII weit zu verstehen. Der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe ist
nach § 79a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 SGB VIII zur Qualitatsentwicklung in Bezug
auf den Prozess der Gefahrdungseinschatzung und die Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen verpflichtet.

Zu Nummer 3

Die bisherigen Absatze 5 und 6 werden gestrichen.



-39 -

§ 10 Absatz 5 SGB VIl hatte seit dem 1. Januar 2024 als Ausnahme vom grundsatzlichen
Vorrang des SGB XIV geregelt, dass soweit Leistungen zum Lebensunterhalt wahrend
fachspezifischer MalRnahmen erbracht werden, diese den Leistungen zum Lebensunterhalt
nach dem SGB XIV vorgehen. Die Leistungen zum Unterhalt im Sinne des SGB VIl decken
jedoch nicht nur den Lebensunterhalt des Kindes/Jugendlichen im Sinne der
Existenzsicherung ab, sondern umfassen untrennbar auch die Pflege und Erziehung als
Fachleistungen. Dies fiihrte in der Praxis dazu, dass viele Jugendhilfetrager keine
Erstattungsantrage bei den fir das Soziale Entschadigungsrecht zustandigen Behdrden
(SER-Behorden) fur kongruente Teilhabeleistungen stellten, weil sie die Leistungen zum
Lebensunterhalt im Sinne der Existenzsicherung nicht herausrechnen konnten (keine
Trennung der existenzsichernden Leistungen von den Fachleistungen der Erziehung und
Pflege mdglich). In anderen Fallen lehnten die SER-Behorden Erstattungsbegehren der
Jugendhilfetrager ab, weil die Leistungen zum Unterhalt nicht trennscharf von den
Fachleistungen dargelegt und beziffert werden konnten.

Im Ergebnis scheiterten daher die Erstattungsbegehren der Jugendhilfetrager bei
Unterbringung im Heim oder in der Pflegefamilie, auch wenn der Bedarf der Fachleistung
schadigungsbedingt war und im SGB XIV eine der SGB VllI-Leistung kongruente Leistung
existierte. Da die Jugendhilfetrager wegen ihres Knowhows immer in Vorleistung gehen und
in der Praxis die Gesamtleistung der Jugendhilfetrager bei Unterbringung im Heim oder in
der Pflegefamilie der Ausnahme des § 10 Absatz 5 SGB VIl unterfiel, wurde in solchen
Fallen quasi der Vorrang des SBG XIV bei schadigungsbedingten Bedarfen in Ganze
ausgehebelt. Dieses fuhrt fir die vorrangig leistenden Jugendhilfetrager zu einem unbilligen
Ergebnis. Durch Streichung von § 10 Absatz 5 SGB VIII kénnen Jugendhilfetrager, bei
Vorliegen der Voraussetzung nach dem SGB XIV, ihre berechtigten Erstattungsanspriiche
gegenlber den SER-Behoérden beziffert geltend machen. In Korrelation zur Aufhebung des
§ 10 Absatz 5 SGB VIII wird mit diesem Gesetz auch § 93 Absatz 2 SGB XIV aufgehoben

Der bisherige Absatz 7 wird zu Absatz 5. Dabei handelt es sich um eine redaktionelle
Anpassung

Zu Nummer 4

Nach Artikel 32 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher
Gewalt haben die Mitgliedstaaten sichere Orte fur den sicheren Kontakt zwischen einem
Kind und einem Trager der elterlichen Verantwortung, der (moglicherweise) Gewalt gegen
Frauen oder hausliche Gewalt begangen hat, sofern der Trager elterlicher Verantwortung
ein Umgangsrecht hat, zu schaffen und zu unterhalten.

Bereits bisher haben die Jugendamter im Rahmen ihrer Unterstiitzungspflichten nach § 18
Absatz 3 SGB VIII a.F. dafiir gesorgt, dass bei Bedarf geeignete Raume flr die Auslibung
des Umgangsrechts zur Verfligung stehen. Zur Klarstellung und zur Umsetzung der
Richtlinie werden diese Rdume nun explizit benannt.

Zu Nummer 5

Im Rahmen der vom BMFSFJ geforderten Initiative ,Zukunftsforum Heimerziehung® wurde
konstatiert, dass die im Rahmen der Hilfe nach §34 SGB VIII umgesetzten
ausdifferenzierten sozialpadagogischen Arrangements und Verfahren vom Begriff der
Heimerziehung nicht erfasst werden kdnnen. Mit den Anderungen von § 34 SGB VIl
werden nicht nur diese fachliche Kritik und auch die historische Belastung des Begriffs der
Heimerziehung berlcksichtigt. Insbesondere geht es dabei darum, der Ablehnung des
Begriffs durch die jungen Menschen, die in Einrichtungen der Erziehungshilfe aufwachsen,
Rechnung zu  tragen. Diese  verbinden damit  Stigmatisierungs-  und
Ausgrenzungserfahrungen und sehen keinerlei Ubereinstimmung mit ihrem Lebensort in
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den Einrichtungen bzw. Wohngruppen und den dortigen Bedingungen (vergleiche zur
Begriffskritik insgesamt Zukunftsforum Heimerziehung, Seiten 12/13).

Zu Nummer 6

Zur Entlastung des ortlichen Tragers der Kinder- und Jugendhilfe insbesondere vor dem
Hintergrund gegebenenfalls zeitaufwandiger Altersfeststellung wird die Frist der Mitteilung
der vorlaufigen Inobhutnahme von sieben Werktagen auf einen Monat verlangert.

Zu Nummer 7

Die im bisherigen § 42e enthaltene Berichtspflicht wird aufgehoben.Die Berichterstattung
zur Situation unbegleiteter auslandischer Minderjahriger wird in den Kinder- und
Jugendbericht integriert als ein Teil des Uberblicks, den jeder dritte Bericht Uber die
Gesamtsituation der Jugendhilfe vermitteln soll. Daneben sollen in den Kinder- und
Jugendbericht, der in jeder Legislaturperiode themenspezifisch Uber die Lage junger
Menschen und die Bestrebungen und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe berichtet,
bestehende Bezlge zur Situation unbegleiteter auslandischer Minderjahriger hergestellt
werden. Statistische Daten sowie Informationen zur Anzahl jugendhilferechtlicher
Zustandigkeiten in Bezug auf unbegleitete auslandische Minderjahrige werden in
regelmafligen Abstanden auf der Homepage des Bundesministeriums fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend veréffentlicht.

Zu Nummer 8

Zur Beseitigung von Auslegungsfragen und so zur Entlastung des nach Landesrecht
zustandigen ortlichen Tragers der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe ist nunmehr konkret
gefasst, dass eine arztliche Untersuchung ausschlie3lich nur in begrindeten Zweifelsfallen
in Betracht kommen kann. Der Rechtsbegriff ,Zweifel“ ist nunmehr konkreter gefasst.

Zu Buchstabe a

Die Auflarungsverpflichtung des nach Landesrecht bestimmten zustandigen Oortlichen
Tragers der offentlichen Kinder- und Jugendhilfe ist lediglich aus systematischen
Erwagungen in den ersten Absatz vorgezogen, inhaltich ergeben sich hieraus keinerlei
Anderungen.

Zu Buchstabe b

In Absatz 2 ist nunmehr konkreter gefasst. Entsprechend der Handlungsempfehlungen zum
Umgang mit unbegleiteten Minderjahrigen Verteilungsverfahren, Mallnahmen der
Jugendhilfe und Clearingverfahren — 3. aktualisierte Fassung 2020 und dem JFMK-
Beschluss vom 22./23. Mai ist nunmehr gesetzlich klargestellt, dass eine arztliche
Untersuchung als zusatzliche Mallnahme zu der qualifzierten Inaugenscheinnahme durch
das Jugendamt nur in begriindeten Zweifelsfallen veranlasst werden kann.

Zu Buchstabe c

Mit dem Ziel der Steigerung von Effizienz und der Entlastung von Verwaltung und Gerichten
regelt Absatz3 das Entfallen eines Vorverfahrens nach §68 der
Verwaltungsgerichtsordnung.

Zu Nummer 9

In Nummer 1 wird das Kriterium der Verfassungsgewahr des Tragers als Voraussetzung fuir
die Erteilung der Betriebserlaubnis eingefuihrt. Die Gewahr fur eine den Zielen des
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Grundgesetzes forderliche Arbeit bietet ein Trager nur dann, wenn er positivim Sinne der
obersten Grundsatze der freiheitlich demokratischen Grundordnung wirkt.

In Nummer 2 wird klargestellt, dass die Mindestkriterien, die die fiir die Erteilung der
Betriebserlaubnis zustandige Behérde im Hinblick auf die personellen Voraussetzungen
einer Einrichtung zu prifen hat, von dieser flexibel festzulegen sind. Mal3geblich fir diese
Kriterien sind neben dem Zweck und der Konzeption der jeweiligen Einrichtung auch
konkret die in dieser Einrichtung wahrzunehmenden Funktionen. Je anspruchsvoller die
betreffenden Aufgaben, umso héhere Anforderungen sind an die jeweilige Qualifikation des
hierfir zustandigen Personals zu stellen und umgekehrt. So auch der BayVGH: ,Die
Mindestanforderungen flr die Betreuung Minderjahriger i.R. der Jugendhilfe richten sich im
Hinblick auf die fachliche und persoénliche Eignung des Personals nach der
Zweckbestimmung der Einrichtung und den jeweiligen Funktionen in ihr“ (BayVGH v.
02.02.2017,12 CE 17.71).

Zu Nummer 10

Der neue §58a Absatz1 Satz 1 erdffnet die Mdglichkeit, dass das Jugendamt eine
Bestatigung Uiber das Bestehen des alleinigen Sorgerechts ausstellt, wenn die gemeinsame
oder teilweise Sorge bestand und ein Elternteil verstorben ist. In vielen Situationen muss
die Einwilligung beider Sorgeberechtigter gegenlber Dritten, etwa Behérden oder Schulen,
nachgewiesen werden. Verstirbt ein Sorgeberechtigter, oft ein Elternteil, ist in der Regel der
hinterbliebene Sorgeberechtigte allein sorgeberechtigt. Als Nachweis flir das alleinige
Sorgerecht muss dann regelmaRig die Sterbeurkunde des verstorbenen Sorgeberechtigten
vorgelegt werden. Diese Situation wird von den Betroffenen oftmals als belastend
wahrgenommen. Mit der Regelung soll den Betroffenen ermoéglicht werden, einen Nachweis
Uber das alleinige Sorgerecht von dem zustandigen Jugendamt ausgestellt zu bekommen,
um so mit einem neutralen Dokument das alleinige Sorgerecht gegenuber Dritten
nachweisen zu kénnen.

Bestehen allerdings berechtigte Zweifel an der alleinigen Sorge des Elternteils oder der
Anwendbarkeit des deutschen Rechts, so kann das Jugendamt die Bestatigung auch
ablehnen. Der Elternteil hat dann unbenommen die Mdglichkeit, die Zweifel auszurdumen.

Zu Nummer 11

Insbesondere auch vor dem Hintergrund der Bedeutung des Leistungsmerkmals der
Qualifikation des Personals fur die Entgeltvereinbarung wird klargestellt, dass der Malistab
hierfir neben dem Zweck der jeweiligen Einrichtung auch die konkret in dieser Einrichtung
wahrzunehmenden Funktionen sind. Je anspruchsvoller die betreffende Aufgabe, umso
héhere Anforderungen sind an die jeweilige Qualifikation des hierfur zustandigen Personals
zu stellen und umgekehrt. So auch der BayVGH: ,Die Mindestanforderungen fir die
Betreuung Minderjahriger i.R. der Jugendhilfe richten sich im Hinblick auf die fachliche und
personliche Eignung des Personals nach der Zweckbestimmung der Einrichtung und den
jeweiligen Funktionen in ihr* (BayVGH v. 02.02.2017, 12 CE 17.71). In der
Leistungsvereinbarung missen daher die in der Einrichtung wahrzunehmenden Funktions-
, Zustandigkeits- und Verantwortungsbereiche konkret dargestellt und aus dieser
Darstellung die jeweils hierfur einzusetzenden Professionen abgeleitet werden (vergleiche
auch Gottlieb/Kepert/Dexheimer in LPK-SGB VI, § 78c Rn. 6).

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe a
In § 79 Absatz 3 Satz 1 SGB VIII-E wird klargestellt, dass die personelle Ausstattung der

Jugendamter und der Landesjugendamter in quantitativer und in qualitativer Hinsicht nach
Aufgabenbereichen und den darin wahrzunehmenden Funktionen auszurichten ist.
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Zu Buchstabe b

Zur Befdérderung der Digitalisierung der 6ffentlichen Verwaltung der Kinder- und Jugendhilfe
wird im Hinblick auf die Bestimmung der értlichen Zustandigkeit nach §§ 86 bis 88a SGB
VIII als ein besonders komplexes Verfahren mit Relevanz fir die Kostenerstattungspflicht
und die finale Kostentragung klargestellt, dass zur Entlastung der Verwaltungsablaufe die
Ermittlung der ortlichen Zustandigkeit auch Uber digitale Anwendungen mdglich ist.

Zu Nummer 13

Die Berichtspflicht nach § 42e wurde aufgehoben. Der Kinder- und Jugendbericht, der einen
Uberblick Uber die Gesamtsituation der Jugendhilfe vermitteln soll, soll auch Uber die
Situation unbegleiteter auslandischer Minderjahriger in Deutschland berichten.

Die Daten zu den unbegleiteten auslandischen Minderjahrigen werden davon unabhangig
weiterhin erhoben.

Zu Nummer 14

Mit der Anderung soll die Ausrichtung der Entscheidung Uber den Wechsel der
Zustandigkeit im Falle des Aufenthaltswechsels des Kindes oder Jugendlichen am
Kindeswohl gestarkt werden. Das zum Vormund oder Pfleger bestellte Jugendamt muss
nur dann regelmaRig einen Antrag auf Entlassung beim Familiengericht stellen, wenn es
die in §1804 Absatz3 Satz1 und 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs geregelten
Entlassungsvoraussetzungen flir gegeben halt. Es besteht also im Falle des
Aufenthaltswechsels keine Verpflichtung mehr zur Beantragung seiner Entlassung.
Vielmehr hat das Jugendamt vor Antragstellung zu prifen, ob der Wechsel des Vormunds
oder Pflegers dem Kindeswohl dient. Hierbei muss insbesondere der Wille des Kindes oder
Jugendlichen berlcksichtigt werden. Lehnt das Familiengericht bei Antragsstellung nach
Malgabe dieser Kriterien den Entlassungsantrag ab, stellt Satz 4 klar, dass dann die
Zustandigkeit beim Antrag stellenden, zum Vormund oder Pfleger bestellten Jugendamt
verbleibt. Die Mitteilungspflicht des Vormunds oder Pflegers an das Familiengericht tber
den Aufenthaltswechsel des Kindes oder Jugendlichen nach § 1790 Absatz 5 Satz 1 des
Burgerlichen Gesetzbuchs bleibt davon unberuhrt.

Zu Nummer 15

Zur Verfahrensvereinfachung wird klargestellt, dass der mafRgebliche Zeitpunkt fir den
Beginn der Monatsfrist fir die Kostenerstattung derjenige ist, zu dem das zustandige
Jugendamt Kenntnis Uber den tatsachlichen Aufenthalt eines unbegleiteten auslandischen
Minderjahrigen erlangt hat. Damit wird ein Anliegen der Lander aufgegriffen (vergleiche
JFMK-Beschluss ,Gesetzlicher Anpassungsbedarf der Vorschriften des SGB VIII zur
Sicherstellung bundesweiter Versorgungsstrukturen fir unbegleitete minderjahrige
Auslanderinnen und Auslander (umA)“ vom 22./23. Mai 2025).

Zu Nummer 16

Fir die Kostenerstattung bei der Gewahrung von Jugendhilfe an eingereiste junge
Menschen nach §89d SGB VIII wird eine Kostenerstattung unter 1000 Euro
ausgeschlossen. Die Lander erhalten aber im Wege einer Landeréffnungsklausel die
Moglichkeit, die Bagatellgrenze von 1000 Euro zu unterschreiten oder grundsatzlich eine
pauschale Abgeltung der Kosten vorzusehen. Mit diesen Regelungen wird einer Forderung
der Lander nachgekommen (vergleiche JFMK-Beschluss ,,Gesetzlicher Anpassungsbedarf
der Vorschriften des SGB VIII zur Sicherstellung bundesweiter Versorgungsstrukturen fir
unbegleitete minderjahrige Auslanderinnen und Auslander (UMA)“ vom 22./23. Mai 2025).
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Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Die Inhaltsiibersicht ist an die Anderung anzupassen.

Zu Nummer 2

Das fur die gesamte Kinder- und Jugendhilfe formulierte programmatische Leitbild wird um
den Aspekt der Forderung der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft erweitert. In der Folge wird auch die Uberschrift der Vorschrift
entsprechend angepasst.

Zu Nummer 3

Mit der neuen Nummer 1 werden die expliziten und konkretisierenden Regelungen im
Kinder- und Jugendstarkungsgesetz zur Beratung von Kindern und Jugendlichen, zur
Unterstitzung durch Ombudsstellen sowie zum Verfahrenslotsen im Katalog des § 2
Absatz 2 SGB VIII nachvollzogen.

Zu Nummer 4

Mit dem neu eingefugten Absatz4 wird in Satz 1 klargestellt, dass der Trager der
offentlichen Jugendhilfe in Bezug auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 2 Absatz 2
Nummer 6 Rehabilitationstrager im Sinne von § 6 Absatz 1 Nummer 6 SGB IX ist. Die
Vorschriften des Teil 1 SGB IX gelten folglich fur diese Leistungen und sind vom Trager der
offentlichen Jugendhilfe als Rehabilitationstrager insofern nach MalRgabe von § 7 SGB 1X
anzuwenden. Darauf wird mit dem Verweis in Satz 2 explizit hingewiesen.

Zu Nummer 5

Mit der Experimentierklausel wird die Erprobung der vorrangigen Anwendung des SGB VIII
fur Leistungen der Eingliederungshilfe fir junge Menschen mit (drohenden) Behinderungen
aufgrund von koérperlichen, geistigen oder Sinnesbeeintrachtigungen ermdglicht.
Landesrecht bestimmt, dass eine begrenzte Zahl von Kommunen, die bereits eine
gemeinsame Zustandigkeit der Kinder- und Jugendhilfe flir Leistungen der
Eingliederungshilfe haben oder planen, das SGB VIII bzw. den § 35a SGB VIII als
Rechtsgrundlage fiir Leistungen der Eingliederungshilfe fir junge Menschen mit
(drohenden) Behinderungen unabhéngig von der Behinderungsart vorrangig gegenuber
dem SGB IX anwenden kdnnen.

Ausdricklich regelt Absatz 2 die fir die Erprobung des Verfahrens anzuwendenden
rechtlichen Regelungen:

Es wird eine Gesamtzustandigkeit des ortlichen Tragers der Jugendhilfe flir Minderjahrige
im Hinblick auf die Eingliederungshilfe erprobt — hierzu haben die erprobenden Trager die
Regelungen zum Gesamtplanverfahren nach den §§ 117 bis 122 SGB IX anzuwenden,
soweit die Vorgaben Uiber die in §§ 36 bis 36b SGB VIIII geregelten Vorgaben hinausgehen.
Dies bedeutet insbesondere, dass grundsatzlich die Regelungen zum Hilfeplanverfahren
Anwendung finden, wonach eine Hilfeplanung grundsétzlich stattfindet. Im Rahmen der
Hilfeplanung sind jedoch die §§ 117 bis 122 SGB IX anzuwenden.

Absatz 3 regelt die Befristung der Erprobung bis zum 31. Dezember 2032.
Nach Absatz 4 erfolgt eine Zulassung zur Erprobung nur auf Antrag des Tragers. Bei den

zustandigen Landesbehdrden missen die Kommunen, die eine vorrangige Anwendung des
SGB VIl erproben mochten, einen Antrag stellen. Absatz 4 enthalt die zwingenden Inhalte
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eines Antrags. Der Antrag muss konkrete Ausfiihrungen enthalten zur organisatorischen
Leistungsfahigkeit der Verwaltung nach Absatz4 Nummer 1. Dies umfasst auch die
raumliche und technische Ausstattung, die Personalausstattung und Angaben zur
Personalqualifizierung. Nach Absatz4 Nummer2 sind im Antrag zudem konkrete
Ausfuhrungen zu dem Verwaltungsverfahren im Kontext der Vorrangigkeit des SGB VIII
darzutun. Diese umfassen auch Darstellungen zu den Finanzstromen der einheitlich durch
den Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zu erbringenden Leistungen. Zwingender Inhalt des
Antrags ist zudem die Darlegung einer gesicherten Finanzausstattung betreffend samtlicher
mit der Erprobung einhergehenden Kosten.

Die Zulassung als gesamtzustandig leistungsgewahrender Trager der offentlichen
Jugendhilfe setzt die Geeignetheit des Tragers im Sinne von Absatz 5 voraus.

Zwingend ist hierzu nach Absatz5 Nummer 1 die Leistungsfahigkeit des Tragers der
offentlichen Jugendhilfe im Hinblick auf die Erflllung der Aufgabe (Anwendung der
Regelungen nach Absatz 2). Nach Absatz 5 Nummer 2 ist die Darlegung bestehender und
geplanter Verwaltungskooperationen mit dem Trager der Eingliederungshilfe erforderlich.
Der Nachweis einer ordnungsgemalfen Finanzabwicklung ist nach Absatz 5 Nummer 3
erforderlich, dies umfasst auch Finanzstréme betreffend die Finanzierung der Leistungen
der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe durch die o&ffentliche Hand. Weitere
Zulassungsvoraussetzung ist, dass sich der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe verpflichtet,
mit der zustandigen Landesbehdrde eine Zielvereinbarung uber die Leistungsgewahrung
abzuschlieBen (Absatz 5 Nummer 4). Zudem regelt Absatz 5 Nummer 5 die Verpflichtung
zur Datenerhebung fur eine Evaluation, die der Entwicklung einer bundesgesetzlichen
Regelung dienen soll. Die Trager der offentlichen Jugendhilfe missen demnach Daten
erheben, die eine Untersuchung der Leistungsgewahrung der Eingliederungshilfe fir junge
Menschen mit (drohenden) korperlichen oder geistigen Behinderungen ermdglichen. Von
zentraler Bedeutung sind hier Daten zur Untersuchung der finanziellen Auswirkungen.
Hierbei handelt es sich um eine Befugnis zur Erhebung von anonymisierten Daten, nicht
aber um eine Befugnis zur Erhebung von Sozialdaten im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1
SGB X in Verbindung mit § 35 SGB |.

Landesrecht bestimmt nach Absatz 6 zwingend die begrenzte Zahl der moglichen
gesamtzustandig leistungsgewahrenden o6ffentlichen Trager der Jugendhilfe sowie die
zustandige Stelle nach Absatz 4.

Das BMBFSFJ ist verpflichtet, die Untersuchung unter Beteiligung der Lander
durchzufiihren und dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat bis zum 31. Marz 2030
zu berichte

Zu Nummer 6

Es wird klargestellt, dass die Unterbringung eines jungen Menschen in sozialpadagogisch
begleiteten Wohnformen im Rahmen der Jugendsozialarbeit nicht zwingend voraussetzt,
dass der junge Mensch gleichzeitig Hilfen oder Malhahmen nach § 13 Absatz 1 oder 2
SGB VIII erhalt. Neben der beruflichen Eingliederung ist Voraussetzung fiir die Gewahrung
der Leistung nach § 13 Absatz 3 SGB VIl die Teilnahme an schulischen oder beruflichen
Bildungsmalinahmen jeglicher Art, nicht nur der sogenannten Jugendberufshilfe.

Zu Nummer 7
Zu Absatz 5:

§ 27 Absatz5 Satz1 SGB VIII-E sieht eine anspruchserfillende Wirkung von
infrastrukturellen Angeboten oder Regelangeboten nach §§ 16 bis 18, §§ 22 bis 25 oder
§ 13 im Falle mindestens gleicher Eignung vor. Dieser Vorrang ist bei der Hilfeauswahl im
Rahmen von Hilfe zur Erziehung nach § 27 Absatz 2 SGB VIII zu prifen. § 8a Absatz 1



-45 -

Satz 3 SGB VIII und die §§ 1666, 1666a BGB bleiben davon unberthrt. In diesen Fallen
nehmen Personensorgeberechtigte nicht selbst Hilfen zur Erziehung in Anspruch, um der
eigenen Erziehungsverantwortung gerecht zu werden, sondern sie werden zur
Inanspruchnahme durch staatliche Intervention (Eingriff in das Elterngrundrecht) mit dem
Ziel, eine Kindeswohlgefahrdung abzuwenden, verpflichtet. Eingriffe in das
Elterngrundrecht muissen verhaltnismalig sein, weshalb der fir Hilfen zur Erziehung
angeordnete Vorrang von Infrastruktur- und Regelangeboten nicht zur Anwendung
kommen kann, sondern im konkreten Einzelfall diejenige Hilfe von staatlicher Seite zu
gewahren ist, die geeignet und erforderlich ist, um die Kindeswohlgefahrdung abzuwenden.
Entsprechendes gilt, wenn Jugendliche und junge Volljahrige (Heranwachsende) durch ein
Jugendgericht zur Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet werden. Nach § 52 Absatz 2
Satz 1 SGB VIl hat das Jugendamt frihzeitig zu prufen, ob fur den betreffenden jungen
Menschen Leistungen der Jugendhilfe oder anderer Sozialleistungstrager in Betracht
kommen. Wenn das Ziel, erneuten Straftaten entgegenzuwirken (§ 2 Absatz 1 JGG), nur
durch eine oder mehrere Hilfen zur Erziehung erreicht werden kann, mussen sich die
Vertreter der Jugendgerichtshilfe hinsichtlich der MalRnahmen, die zu ergreifen sind, auch
ohne Rucksicht auf den Vorrang von Infrastruktur- und Regelangeboten nach § 38 Absatz 2
Satz 2 JGG entsprechend auldern kénnen.

Voraussetzung fur die anspruchserflillende Wirkung von Infrastruktur- und Regelangeboten
ist, dass die Entscheidung Uber die vorrangige Gewahrung von Infrastruktur- oder
Regelangeboten im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte auf der Grundlage eines
konkreten Vergleichs der Eignung des in Betracht kommenden Infrastruktur- oder
Regelangebots mit erzieherischen Hilfen insbesondere nach den §§ 28 bis 35 SGB VIII
getroffen wird (vgl. § 36 Absatz 2 Nummer 3 SGB VIII-E). Entsprechen diese Angebote dem
erzieherischen Bedarf im Einzelfall und decken diesen auch vollumfanglich ab, wird damit
der individuelle Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nach § 27 Absatz 2 SGB VIII-E erfillt.
Wird der erzieherische Bedarf nur in Teilen abgedeckt, muss das Infrastruktur- oder
Regelangebot mit Hilfe zur Erziehung kombiniert werden. In die Prifung, ob mindestens
eine gleiche Eignung des Angebotes vorliegt, kdnnen nur tatsachlich fir den Einzelfall
verfligbare Angebote einbezogen werden.

In Bezug auf Jugendliche und junge Volljahrige regelt § 27 Absatz 5 Satz 2 SGB VIII-E ein
Vorranggebot im Hinblick auf sdmtliche Hilfen und MaRnhahmen der Jugendsozialarbeit
nach § 13 SGB VIIl. Insbesondere bei jungen Volljahrigen, aber auch bei (alteren)
Jugendlichen riicken bei der bedarfsentsprechenden Ausrichtung des Hilfeziels der
erfolgreiche Abschluss einer schulischen oder beruflichen Ausbildung, die Eingliederung in
die Arbeitswelt und die Vorbereitung auf ein selbstandiges Leben in den Vordergrund.
Bedarfslagen und damit Leistungsziele der Angebote nach § 13 SGB VIII und der
Leistungen nach §§ 27, 41 SGB VIII, hier inshesondere nach § 34 SGB VIlII, kénnen sich
uberschneiden. Um den Fallen Rechnung zu tragen, in denen eine im Vergleich zu
erzieherischen Hilfen weniger intensive sozialpadagogische oder padagogische Betreuung
dem individuellen (erzieherischen) Bedarf, der vor allem eine schul- und berufsbezogene
Hilfe, lebenspraktische Unterstitzung und auch ein sozialpddagogisch flankiertes
Wohnangebot erfordert, besser oder zumindest gleichermallen entspricht, wird nunmehr
den diesem Leistungsprofil entsprechenden Angeboten nach § 13 SGB VIII ein Vorrang
eingeraumt. Dieser Vorrang ist bei der Hilfeauswahl im Rahmen von Hilfe zur Erziehung
nach § 27 Absatz2 SGB VIII bei Jugendlichen oder im Rahmen von Hilfe fur junge
Volljahrige nach § 41 SGB VIl zu prifen. Der Vorrang der Hilfen und MaRnahmen nach
§ 13 SGB VIII kommt nur dann zum Tragen, wenn diese im Hinblick auf den erzieherischen
Bedarf des Jugendlichen oder den Unterstitzungsbedarf des jungen Volljahrigen im
Einzelfall geeigneter als oder zumindest gleich geeignet wie eine erzieherische Hilfe nach
§ 27 Absatz 2 SGB VIII, insbesondere nach MalRgabe der §§ 28 bis 35 SGB VI, oder eine
Hilfe fUr junge Volljahrige nach § 41 Absatz 2 SGB VIII sind. Dabei kénnen nur tatséchlich
verfigbare Angebote nach § 13 SGB VIl in die Prifung mit einbezogen werden.
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Voraussetzung fir die anspruchserfiillende Wirkung ist, dass die Entscheidung Uber die
vorrangige Gewahrung von Angeboten nach § 13 SGB VIII im Zusammenwirken mehrerer
Fachkrafte auf der Grundlage eines konkreten Vergleichs der Eignung des in Betracht
kommenden Angebots der Jugendsozialarbeit mit erzieherischen Hilfen insbesondere nach
den §§ 28 bis 35 SGB VIII getroffen wird (vgl. § 36 Absatz 2 Nummer 2 SGB VIII-E).

Bei jungen Volljahrigen, die einen Anspruch nach § 41 SGB VIII haben und fir die die
Angebote nach § 13 SGB VIl anspruchserfillend wirken, bleibt § 41a SGB VIII weiterhin
anwendbar.

Weder der in § 27 Absatz 5 Satz 1 SGB VIII-E geregelte Vorrang von infrastrukturellen
Angeboten oder Regelangeboten gegeniber erzieherischen Hilfen noch das Vorranggebot
nach §27 Absatz5 Satz2 SGB VIII-E hat Einfluss auf die Wahrnehmung des
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefahrdung nach § 8a SGB VIIl. So bleibt insbesondere
auch die Pflicht des Jugendamtes, dem Erziehungsberechtigen zur Abwendung einer
Kindeswohlgefahrdung geeignete und notwendige Hilfen anzubieten, uneingeschrankt
bestehen. Diese Pflicht ist insbesondere auch fir dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
entsprechende Entscheidungen des Familiengerichts nach §§ 1666 und 1666a BGB hochst
relevant. Entsprechend bleiben auch die §§ 1666 und 1666a BGB von den Vorranggeboten
in § 27 Absatz 5 SGB VIII-E unberuhrt.

Zu Absatz 6:

In dem neu eingefligten Absatz 6 regelt Satz 1, dass mit dem in § 80a SGB VIII-E
definierten infrastrukturellen Angebot der Bildungsassistenz in Bezug auf
Kindertageseinrichtungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 SGB VIII sowie auf die Schule der
individuelle Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nach § 27 Absatz 1 SGB VIII-E grundsatzlich
erfullt wird, wenn der erzieherische Bedarf Anleitung und Begleitung in den genannten
Bildungseinrichtungen erfordert. Durch die damit verbundene Verlagerung der
Bedarfsermittlung und -feststellung auf die strukturelle Ebene im Rahmen der
Jugendhilfeplanung nach §80a SGB VII-E werden nicht nur einzelfallbezogene
Verwaltungsverfahren erheblich vereinfacht und damit ortliche Trager der o6ffentlichen
Kinder- und Jugendhilfe deutlich entlastet. Auch fur die Kinder und Jugendlichen entfallen
aufwandige Diagnoseprozesse zur individuellen Bedarfsermittlung und -feststellung. Dies
tragt auch erheblich zur Verwirklichung von Inklusion und Entstigmatisierung der
Inanspruchnahme von Assistenzleistungen an Schulen und in Kindertageseinrichtungen
bei. Nicht zuletzt werden birokratische Aufwande fir die Hilfe beanspruchenden
Personensorgeberechtigen reduziert sowie Planung und Gestaltung des Alltags in
Kindertageseinrichtungen und in Schulen erheblich erleichtert. Damit wird auch einem
Anliegen des Bundesrates Rechnung getragen (vergleiche Bundesratsdrucksache 590/24
(Beschluss), Nummer 1). Wenn der erzieherische Bedarf des Kindes oder Jugendlichen im
Einzelfall nur mit einer individuellen Hilfe, also mit einer einzelnen jeweils ihm zur Seite
gestellten Anleitung und Begleitung gedeckt werden kann, kann ein infrastrukturelles
Angebot nach § 80a SGB VIII den individuellen Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung
nach § 27 Absatz 1 SGB VIl nicht erfillen. Dies gilt auch dann, wenn kein infrastrukturelles
Angebot, das den Anforderungen nach § 80a SGB VIII entspricht, vorgehalten wird. In
diesen Fallen erfolgt eine individuelle Hilfeplanung nach §§ 36 ff. SGB VIII-E.

Zu Nummer 8

Die Uberschrift des zweiten Unterabschnitts wird redaktionell angepasst.

Zu § 35a

§ 35a SGB VIII-E enthalt die Rechtsgrundlage fir den Anspruch von Kindern und

Jugendlichen mit (drohenden) Behinderungen auf Leistungen der Eingliederungshilfe. Zwar
enthalt der Wortlaut nun keine Begrenzung mehr auf die der (drohenden) seelischen
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Behinderung. Aufgrund der Vorrang-Nachrang-Regelung in § 10 Absatz 4 qilt diese
Anspruchsgrundlage vorrangig nur fur Kinder und Jugendliche mit (drohenden)
Behinderungen aufgrund von seelischen Beeintrachtigungen. Fir Kommunen, die auf der
Grundlage der Experimentierklausel das SGB VIII vorrangig auch fur junge Menschen mit
(drohenden) korperlichen oder geistigen Behinderung anwenden, gilt § 35a als
Anspruchsgrundlage auch fiir diese jungen Menschen.

Zu Absatz 1

Satz 1 regelt die Anspruchsvoraussetzungen, unter denen Kinder und Jugendliche mit
(drohenden) Behinderungen einen Anspruch auf Eingliederungshilfe haben. MaRgeblich ist
derin § 7 Absatz 2 verankerte Behinderungsbegriff.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird die Rechtsfolge des Anspruchs auf Leistungen der Eingliederungshilfe
benannt. MaRgeblich flr die Leistungsgewahrung sind die folgenden Absatze 3 bis 5 sowie
§§ 35b, 35¢ und daneben die genannten Regelungen des 1. und 2. Teils des SGB IX. Wie
bisher in § 35a Absatz 3 wird damit auf das SGB IX verwiesen.

Satz 2 stellt klar, dass Leistungen der Eingliederungshilfe mit anderen Leistungen des SGB
VIII kombiniert werden kénnen, wenn ein entsprechender Bedarf im Einzelfall vorliegt.

Zu Absatz 3

Satz 1 Ubernimmt die in § 105 Absatz1 SGB IX geregelten Leistungsformen der
Eingliederungshilfe — Sach-, Geld- und Dienstleistungen. Sach- und Dienstleistungen
werden als Naturalleistungen unmittelbar zur Verfligung gestellt. Wahrend Geldleistungen
unmittelbare  Geldzuwendungen beinhalten, beziehen sich Sachleistungen auf
Gegenstande, die dem Leistungsberechtigten zur Verfligung gestellt werden. Hierzu gehort
auch die Ausgabe von Gutscheinen beim Persénlichen Budget nach Absatz 6 (jurisPK-SGB
IX/Wehrhahn Rn. 8). Unter Dienstleistungen sind alle Leistungen zu verstehen, die eine
Tatigkeit gegenuber dem Leistungsberechtigten beinhalten, ohne dass es sich um die
Zahlung von Geld oder die Zurverfiigungstellung von Gegenstanden handelt, z.B. Assistenz
oder Beratung (vergleiche BeckOK SozR/Kellner, SGB IX, § 105 Rn. 5 und 6).

Absatz 3 sieht in Satz 3 vor, dass Leistungen der Eingliederungshilfe fur Kinder und
Jugendliche mit (drohenden) Behinderungen auf Antrag auch in Form eines Personlichen
Budgets nach Maligabe von § 29 SGB IX gewahrt werden kénnen. Auf die Gewahrung von
Leistungen in Form eines Persodnlichen Budgets besteht ein Rechtsanspruch. Um die
Selbstbestimmung der Familien zu férdern, sind Anspruchsberechtigte hinsichtlich der
Leistungsform des Personlichen Budgets zu beraten.

Zu Absatz 4

In Satz1 werden Dienstleistungen weiter spezifiziert. Die Regelung entspricht im
Wesentlichen § 35a Absatz 2 Satz 1 SGB VIl in der geltenden Fassung und flihrt vier
Grundformen an, in der Dienstleistungen der Eingliederungshilfe zu gewahren sind. Dabei
wird erneut auf die Ausrichtung der Leistungsgewahrung am jeweiligen individuellen Bedarf
hingewiesen.

Vor dem Hintergrund des Inklusionsparadigmas der UN-BRK verpflichtet Satz 2 den Trager
der Ooffentlichen Jugendhilfe bei der Erflllung des Anspruchs auf Leistungen der
Eingliederungshilfe dazu, im Regelfall inklusive Angebote mit der Leistungserbringung zu
betrauen. Allerdings muss sichergestellt sein, dass ein solches Angebot im Einzelfall die
Aufgaben der Eingliederungshilfe bezogen auf den individuellen Bedarf des Kindes oder
Jugendlichen mit (drohender) Behinderung umfassend erfullen kann. Die Berucksichtigung
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der spezifischen Bedarfe von Kindern und Jugendlichen mit (drohenden) Behinderungen
muss sowohl im Rahmen der konkreten Leistungsgestaltung als auch bei den strukturellen
Rahmenbedingungen des Angebots bzw. Anbieters zum Tragen kommen. Das Wunsch-
und Wahlrecht nach § 8 SGB IX ist zu beachten.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 wird die Regelung des bisherigen § 35a Absatz 4 Gibernommen, sofern ihr Inhalt
nicht bereits von Absatz 4 Satz 2 Gbernommen wurde.

Zu § 35b (Bildungsassistenz fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen)

In dem neuen § 35b regelt Satz 1, dass mit dem in § 80a SGB VIII-E definierten
infrastrukturellen Angebot der Bildungsassistenz flr Kita und Schule der individuelle
Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35a Absatz 1 SGB VIII-E grundsatzlich erflllt wird.
Durch die damit verbundene Verlagerung der Bedarfsermittlung und —feststellung auf die
strukturelle Ebene im Rahmen der Jugendhilfeplanung nach § 80a SGB VIII-E werden nicht
nur einzelfallbezogene Verwaltungsverfahren erheblich vereinfacht und damit ortliche
Trager der offentlichen Kinder- und Jugendhilfe deutlich entlastet. Auch fur die Kinder und
Jugendlichen entfallen aufwandige Diagnoseprozesse zur individuellen Bedarfsermittlung
und -feststellung, gerade in den Fallen, in denen die Bedarfe bereits umfassend ermittelt
wurden. Gerade die Begleitung und Anleitung mehrerer Kinder und Jugendlichen durch
einen Schulbegleiter tragt auch erheblich zur Verwirklichung von Inklusion und
Entstigmatisierung der Inanspruchnahme von Assistenzleistungen an Schulen bei. Nicht
zuletzt werden burokratische Aufwande fur die Personensorgeberechtigten, die die Hilfen
fur junge Menschen beantragen, reduziert sowie Planung und Gestaltung des Schulalltags
erheblich erleichtert. Damit wird auch einem Anliegen des Bundesrates Rechnung getragen
(vergleiche Bundesratsdrucksache 590/24 (Beschluss), Nummer 1).

Es wird ausdricklich klargestellt, dass nur ein Angebot nach §80a SGB VI
anspruchserfiillend wirken kann. Wenn ein solches Angebot nicht vorliegt, besteht weiterhin
ein Anspruch auf Einzelfallhilfe. Ebenso besteht ein Anspruch auf Einzelfallhilfe, wenn der
individuelle Bedarf nicht mit dem vorhandenen Angebot erflllt werden kann.

Zwar soll grundsatzlich keine Hilfeplanung stattfinden. Dies gilt aber nicht, wenn der Bedarf
des jungen Menschen noch véllig unklar ist und nicht auf vorhandene Bedarfsermittlungen
oder vergleichbare Feststellungen zuriickgegriffen werden kann. Ebenso wird eine
Hilfeplanung notwendig, wenn festgestellt wird, dass das infrastrukturelle Angebot
entgegen der ersten Einschatzung nicht den Bedarf abdeckt.

Zu § 35c (Bedarfsfeststellung bei Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und
Jugendliche mit Behinderungen)

Die Vorschrift knlpft an die Regelung zur Begutachtung nach § 17 SGB IX an und
konkretisiert die Auslbung des Ermittlungsermessens des Tragers der offentlichen
Jugendhilfe im Rahmen der Entscheidung Uber die Erforderlichkeit eines Gutachtens.

Zu Absatz 1

Im Rahmen der Entscheidung Uber die Erforderlichkeit eines Gutachtens hat der Trager der
offentlichen  Jugendhilfe  zunadchst zu prifen, ob bereits ausreichende
Entscheidungsgrundlagen in Form von Gutachten, arztlichen Stellungnahmen oder
vergleichbaren Bescheinigungen vorliegen. Von der Beauftragung eines Gutachtens ist
also insbesondere dann abzusehen, wenn der Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe bei der
Bedarfsermittlung im Rahmen der Auslibung seines Ermittlungsermessens zu dem Schluss
kommt, dass bereits vorliegende Unterlagen als Grundlage fiir seine Entscheidung
ausreichen. Die Personensorgeberechtigten kénnen entsprechende Unterlagen beibringen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 orientiert sich an § 35a Absatz 1a SGB VIII der geltenden Fassung und dient der
Verwaltungsvereinfachung bei der Bedarfsermittiung. Wenn keine ausreichenden
Entscheidungsgrundlagen vorliegen, hat der Trager der &ffentlichen Jugendhilfe in einem
zweiten Schritt zu prifen, ob kirzere arztliche Stellungnahmen oder vergleichbare
Bescheinigungen zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs insbesondere hinsichtlich des
Vorliegens einer (drohenden) korperlichen, seelischen, geistigen oder
Sinnesbeeintrachtigung notwendig und als Entscheidungsgrundlage ausreichend sind. Ist
dies der Fall, holt er diese in Abstimmung mit den Sorgeberechtigten ein und legt sie seinen
Entscheidungen zugrunde. Dies kdénnen Atteste, Stellungnahmen von Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten, Fachpsychotherapeutinnen und -
therapeuten, Psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten,
Entlassungsberichte- oder Reha-Berichte oder andere Unterlagen sein, die erstellt wurden
oder auf Anforderung erstellt werden. Entscheidungsgrundlagen nach Absatz 2 stellen
keine Gutachten dar, mit denen der Rehabilitationsbedarf umfassend festgestellt wird,
sondern dienen der Einbeziehung insbesondere arztlicher oder psychotherapeutischer
Expertise und sind nach Satz 2 insofern den Entscheidungen des Tragers der &ffentlichen
Jugendhilfe Uber die Leistungsgewahrung zugrunde zu legen. Fir die Einholung einer
arztlichen Stellungnahme oder vergleichbaren Bescheinigung gilt eine Frist von zwei
Wochen entsprechend der Regelung des §17 Absatz2 Satz1 SGB IX. Um
Interessenkollisionen grundsatzlich auszuschlieen bestimmt Satz 3, dass die Person, die
die Stellungnahme abgibt oder die Bescheinigung ausstellt, in der Regel nicht an der
Leistungserbringung beteiligt sein darf.

Zu Absatz 3

Der rechtmafigen Ausibung des Ermittlungsermessens dient auch die Beteiligung des
Kindes oder Jugendlichen und des Personensorgeberechtigten, auf die Absatz 3
klarstellend hinweist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 verweist klarstellend auf die Regelungen zur Begutachtung nach § 17 SGB IX, die
anzuwenden sind, wenn ein Gutachten im Rahmen der Bedarfsermittlung fiir erforderlich
erachtet wird. Im Unterschied zu arztlichen Stellungnahmen oder vergleichbaren
Bescheinigungen nach Absatz 2 stellt das Gutachten das Ergebnis einer umfassenden
sozialmedizinischen Begutachtung, einer psychologischen Begutachtung oder einer
Begutachtung im Bereich der sozialen Arbeit zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs
dar (vergleiche dazu auch BSG Urt. v. 7.8.1991 — 1/3 RK 26/90, BeckRS 1991, 30738353).
Im Einzelnen ist die Gemeinsame Empfehlung nach § 26 Absatz 1 i.V.m. § 25 Absatz 1
Nummer 4 SGB IX fiir die Durchfihrung von Begutachtungen moglichst nach einheitlichen
Grundsatzen (GE Begutachtung) mafgeblich.

Zu Nummer 9
Absatz 1 wurde redaktionell angepasst.

Absatz 2 Nummer 1 entspricht § 36 Absatz 2 Satz 1 SGB VIl der geltenden Fassung. Das
heil’t, sowohl bei Hilfe zur Erziehung als auch bei Leistungen der Eingliederungshilfe muss
die Entscheidung Uber die im Einzelfall angezeigte Art der Hilfe oder Leistung in der Regel
im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte getroffen werden, wenn es sich voraussichtlich
um eine langerfristige Hilfe handelt.

Als Voraussetzung flr anspruchserfillende Wirkung von Infrastruktur- oder
Regelangeboten sowie von Hilfen und MaRnahmen der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB
VIII regelt Absatz2 Nummer2 und 3, dass die Entscheidung Uber eine vorrangige
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Gewahrung im Zusammenwirken mehrerer Fachkrafte auf der Grundlage eines konkreten
Eignungsvergleichs mit erzieherischen Hilfen insbesondere nach den §§ 28 bis 35 SGB VII|
erfolgt. Bei der Eignungsprifung von infrastrukturellen Angeboten oder Regelangeboten
nach Absatz2 Nummer 3 dient der im Rahmen der Jugendhilfeplanung festgestellte
Bestand an Angeboten im jeweiligen Zustandigkeitsbereich des ortlichen Tragers der
offentlichen Jugendhilfe als Grundlage.

Werden Infrastruktur- oder Regelangebote oder Hilfen oder MalRnahmen der
Jugendsozialarbeit anspruchserfiillend erbracht, sind die Trager der Jugendsozialarbeit
gemal § 36 Absatz3 Satz1 SGB VIII an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner
Uberprifung zu beteiligen.

Zu Nummer 10

Mit der Regelung soll der Schutz von Kindern und Jugendlichen, die in einer Pflegefamilie
aulBerhalb des Zustandigkeitsbereichs des flir die Hilfegewahrung zustandigen
Jugendamtes untergebracht werden sollen, verbessert werden. Damit wird ein Anliegen
des Bundesrates aufgegriffen (vgl. Bundesratsdrucksache 590/24 (Beschluss), Nummer 2).

Hierzu wird die Verbindlichkeit der Verpflichtung zur Beteiligung des Jugendamtes, in
dessen Bereich die Pflegeperson ihren gewohnlichen Aufenthalt hat, deutlich erhoht.
Klnftig muss in jedem Fall ausnahmslos eine Beteiligung erfolgen. Zudem werden die
Anforderungen an eine Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie konkretisiert.
Es wird klargestellt, dass keine umfassende Einbindung dieses Jugendamts in die
Hilfeplanung und den Prozess der Auswahl der Pflegefamilie erfolgen muss. Vielmehr reicht
es auch, wenn das Jugendamt am Ort der Pflegefamilie schriftlich von dem fir die
Hilfegewahrung zustandigen Jugendamt tber die Auswahl der Pflegefamilie informiert wird
und auch Gelegenheit zur Stellungnahme erhalt. Dadurch soll der Aufwand fiir beide
Jugendamter auf das Notwendige reduziert, aber gleichwohl sichergestellt werden, dass
das Jugendamt am Ort der Pflegefamilie Kenntnisse Uber deren Eignung in die
Auswahlentscheidung des Hilfe gewahrenden Jugendamts einbringen kann.

Die Verbindlichkeit der Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie wird zusatzlich
dadurch verstarkt, dass kunftig der Zustandigkeitsibergang nach § 86 Absatz 6 SGB VIII-
E an die Durchflhrung dieser Beteiligung bei Auswahl der Pflegefamilie gekoppelt ist. Das
heil}t, dass ein Zustandigkeitswechsel nach § 86 Absatz 6 SGB VIl kiinftig nicht nur einen
zweijahrigen Aufenthalt des Kindes oder Jugendlichen bei der Pflegeperson und eine
Prognose fur den kinftigen Verbleib auf Dauer voraussetzt, sondern auch die Beteiligung
des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie bei Auswahl der Pflegeperson durch das Hilfe
gewahrende Jugendamt. Andernfalls ist eine Ubernahme der 6rtlichen Zustandigkeit durch
dieses Jugendamt ausgeschlossen; das die Pflegefamilie belegende Jugendamt bleibt
zustandig.

Uber die Art der Zustellung der schriftlichen Information Uber die avisierte Inpflegegabe
entscheidet das fir die Hilfegewahrung zusténdige Jugendamt. Dabei tragt es dem
Erfordernis eines Nachweises der Beteiligung des Jugendamtes am Ort der Pflegefamilie
bei Inpflegegabe mit Blick auf den Zustandigkeitswechsel nach § 86 Absatz 6 SGB VIII
Rechnung.

Zu Nummer 11

Es handelt sich um Folgeanderungen aufgrund der Neufassung des § 35a SGB VIII-E.

Zu Nummer 12

Um die Bedeutung inklusiver Angebote freier Trager zu unterstreichen und ihren Ausbau
zu befoérdern, wird mit der Regelung im Rahmen der Subventionsfinanzierung das Ausmaf
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ihrer inklusiven Ausrichtung als zusétzliches Auswahlkriterium bei konkurrierenden
Angeboten, die die Voraussetzungen einer Férderung gleichermalen erflllen, eingefihrt.
Dieses zusatzliche Kriterium kommt nur zum Tragen, wenn zwischen gleich geeigneten
Malnahmen auszuwahlen ist. Die Forderung spezialisierter behinderungsspezifischer
Leistungsangebote wird dadurch folglich nicht eingeschrankt.

Zu Nummer 13

Die Anderungen in §77 Absatz1 Satz 1 zielen auf eine starkere Verkniipfung der
Leistungsvereinbarungen ~ mit  Qualitdtsentwicklung  und konkretisieren  die
Darlegungsverantwortung der freien Trager im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit einerseits und die Leistungsfahigkeit andererseits.

Mit der Aufnahme der MalRnahmen nach § 79a Absatz 2 in die Vereinbarungen nach § 77
durch den Verweis in Absatz 1 Satz 1, stellt der 6rtliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
die Kooperation des freien Tragers im Hinblick auf ibergreifenden Uberpriifungen von
Qualitatsentwicklung im Sinne von § 79a Absatz 2 sicher. Zudem werden wirtschaftlichen
Anforderungen konkretisiert.

Zu Nummer 14

Es handelt sich um Folgeanderungen aufgrund der Neufassung des § 35a SGB VIII-E
sowie der Anderung der Begrifflichkeit in § 34 SGB VIII.

Zu Nummer 15
Zu Buchstabe a

Mit der Erganzung von § 78b Absatz 1 SGB VIII wird die Wirksamkeit der Leistungen als
wesentlicher  Aspekt ihrer Qualitdt explizit verbindlicher Gegenstand der
Leistungsvereinbarungen in Anlehnung an § 134 SGB IX.

Zu Buchstabe b

In Absatz 2 Satz 1 wird der Anspruch geeigneter Leistungserbringer auf Abschluss von
Leistungs-, Entgelt- und Qualitatsentwicklungsvereinbarungen nach Absatz 1 im Hinblick
auf den Eignungsbegriff konkretisiert. Neben der Bericksichtigung der Grundsatze der
Leistungsfahigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist flr die Eignung eines Tragers
auch malgeblich, dass er eine bedarfsdeckende Leistungserbringung nach den
Besonderheiten des Einzelfalls unter Bericksichtigung der Wunsch- und Wahlrechte der
leistungsberechtigten Person durch den Leistungserbringer sicherstellt. Damit werden der
Individualisierungsgrundsatz und die Personenzentrierung auch im
Leistungserbringungsrecht des SGB VIII in Anlehnung an § 124 Absatz1 SGB IX
unterstrichen.

Zu Buchstabe ¢

Der neu eingefiigte Absatz 2a entspricht § 123 Absatz 2 Satz 3 SGB IX. Danach sind die
Ergebnisse der Vereinbarungen den Leistungsberechtigten in einer verstandlichen,
nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form zuganglich zu machen. Da der Abschluss
einer Vereinbarung zwischen den Tragern der Offentlichen Jugendhilfe und den
Leistungserbringern in vielfacher Hinsicht auch im besonderen Interesse der
Leistungsberechtigten liegt, soll mit dieser Pflicht die Position der Leistungsberechtigten
ausdrucklich hervorgehoben und gestarkt werden (vergleiche auch Bundestags-
Drucksache 18/9522, 293).
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Zu Buchstabe d

Der neu angefiigte Absatz4 regelt einen eigenstandigen Vergutungsanspruch des
Leistungserbringers, wenn eine vom Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe mit Verwaltungsakt
bewilligte Leistung nach § 78a SGB VIII erbracht wird. Bislang wurde der Trager der
offentlichen Jugendhilfe nur aufgrund der mit der Leistungsbewilligung verbundenen
Schuldiibernahme zum Schuldner des Tragers der leistungserbringenden Einrichtung
(vergleiche Beck OGK/Kilz SGB VIII § 78b Rn. 10). Vergleichbar mit § 123 Absatz 6 SGB
IX wird aus Praktikabilitdtsgrinden ein gesetzlicher Vergitungsanspruch des
Leistungserbringers eingeflihrt, der dem 6ffentlichen Recht zuzuordnen ist (vergleiche LPK-
SGB IX/Renate Bieritz-Harder SGB IX § 123 Rn. 20 und 21).

Zu Nummer 16

Mit der Aufnahme der Jugendsozialarbeit in § 79 Absatz2 Satz2 SGB VIII wird
sichergestellt, dass ein angemessener Anteil der Mittel auch fir die Jugendsozialarbeit
verwendet wird. Dies korrespondiert mit der Starkung der Angebote nach § 13 SGB VIl
durch die entsprechenden Anderungen in § 27 Absatz 5 SGB VIII-E.

Zu Nummer 17

Die neu eingefiigte Vorschrift definiert das infrastrukturelle Angebot der Bildungsassistenz
in Bezug auf Kindertageseinrichtungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 SGB VIII sowie auf die
Schule. In Erganzung der allgemeinen Vorgaben zur Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB
VIII sind in die Planung infrastruktureller Angebote der Anleitung und Begleitung von
Kindern und Jugendlichen in Schulen die fir diese Bildungseinrichtungen in den Landern
zustandigen Behorden einzubeziehen, um die Vorhaltung eines dem Bedarf vor Ort
entsprechenden Angebots sicherzustellen. Fir die Planung von Angeboten der Anleitung
und Begleitung von Kindern in Tageseinrichtungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 SGB VIl ist
die Einbeziehung der fir die Schulen zustandigen Behorden insbesondere im Hinblick auf
eine gelingende Ubergangsgestaltung von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule
und auch fir die Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern von erheblicher Relevanz. Die
Vorhaltung einer bedarfsgerechten Infrastruktur an Bildungsassistenz erfordert eine enge
Abstimmung zwischen dem Trager der offentlichen Jugendhilfe und den fur die Schulen
zustandigen Behorden. Vor dem Hintergrund des kompetenzrechtlichen Gefliges sind
hierfir auch entsprechende landesrechtliche Vorgaben erforderlich, die auch eine
Mitfinanzierung der Infrastrukturangebote durch die fur die Schulen verantwortlichen Stellen
regeln und damit auch zu verlasslichen Angebotsstrukturen beitragen.

Zu Nummer 18

Mit der Regelung im neuen Satz 6 wird der Zustandigkeitsiibergang bei Dauerpflege nach
§ 86 Absatz 6 SGB VIII daran gekoppelt, dass bei Auswahl der Pflegeperson durch das
Hilfe gewahrende Jugendamt eine Beteiligung des Jugendamts nach § 37c Absatz 3 Satz 4
SGB VIII-E erfolgt ist, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren gewohnlichen Aufenthalt
hat. Damit wird die Verbindlichkeit der Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie
deutlich erhoht. Dies entspricht auch einem Anliegen des Bundesrates (vergleiche
Bundesratsdrucksache 590/24 (Beschluss), Nummer 2).

Das heildt, dass ein Zustandigkeitswechsel nach § 86 Absatz 6 SGB VIII kunftig nicht nur
einen zweijdhrigen Aufenthalt des Kindes oder Jugendlichen bei der Pflegeperson und eine
Prognose flr dessen klnftigen Verbleib auf Dauer voraussetzt, sondern auch die
Beteiligung des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie bei Auswahl der Pflegeperson durch
das Hilfe gewahrende Jugendamt. Andernfalls ist eine Ubernahme der ortlichen
Zustandigkeit durch dieses Jugendamt ausgeschlossen; das die Pflegefamilie belegende
Jugendamt bleibt zustandig. Da die Information des Jugendamts am Ort der Pflegefamilie
nach § 37c Absatz 3 Satz 5 SGB VIII-E schriftlich zu erfolgen hat, kann ein entsprechender
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Nachweis durch das Hilfe gewahrende Jugendamt insbesondere auch durch Wahl einer
geeigneten formlichen Art der Zustellung dieser schriftlichen Information gefuhrt werden.

Zu Nummer 19

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen.
Zu Buchstabe b

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen.
Zu Nummer 20

Die Verpflichtung zur Evaluation des Kinder- und Jugendstarkungsgesetzes bleibt
bestehen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich um eine Gesetzesbereinigung. Der Zeitpunkt ab dem die Regelung in
Anspruch genommen werden kann, ist nicht langer relevant

Zu Artikel 4 (Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

In Korrelation zur Authebung des § 10 Absatz 5 SGB VIII durch Artikel 1 dieses Gesetzes
ist auch § 93 Absatz 2 SGB XIV aufzuheben. Mit der Streichung von § 10 Absatz 5 SGB
VIIl ist das SGB XIV ausnahmslos gegenuber dem SGB VIl vorrangig, wenn die
Voraussetzungen des SGB XIV vorliegen. Das gilt dann auch (wieder, wie vor Inkrafttreten
des SGB XIV und damit des § 10 Absatz 5 SGB VIIl am 01.01.2024) im Bereich der
Leistungen zum Lebensunterhalt. Deshalb bedarf es der gesonderten Regelung in § 93
Absatz 2 (Halbsatz 2) SGB XIV im Sinne einer Ausnahme von der Ausnahme nicht mehr,
die ausweislich der Begriindung nur fir die Falle ambulanter Erziehungsleistungen des
Jugendhilfetragers an Berechtigte im Elternhaus gedacht war.

Die Leistungserbringung durch die fur das Soziale Entschadigungsrecht zustandigen
Behorden (SER-Behorden) ergibt sich - nach Streichung von § 10 Abs. 5 SGB VIII - direkt
aus § 93 Absatz 1 SGB XIV, wenn eine schadigungsbedingte Hilfebedurftigkeit vorliegt.
Eine gesonderte Regelung fur Falle ambulanter Erziehungsleistungen des
Jugendhilfetrdgers an Berechtigte im Elternhaus ist nicht mehr erforderlich. In der Folge
war § 93 Absatz 2 SGB XIV in Ganze zu streichen, da er nunmehr insgesamt ins Leere
geht.

Zu Nummer 2
Die Anderung der Absatzbezeichnungen ist Folge der Streichung von § 93 Absatz 2.
Zu Artikel 5 (Anderung des Jugendschutzgesetzes)

§ 9 Absatz 1 Nummer 1 regelt grundsatzlich, dass in Gaststatten, Verkaufsstellen oder
sonst in der Offentlichkeit Bier, Wein, weindhnliche Getrianke oder Schaumwein oder
Mischungen von Bier, Wein, weinahnlichen Getranken oder Schaumwein mit
nichtalkoholischen Getranken an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren weder
abgegeben noch ihnen der Verzehr gestattet werden dirfen. § 9 Absatz 2 JuSchuG regelt
hierzu derzeit eine Ausnahme, wonach Absatz 1 Nummer 1 nicht gilt, wenn Jugendliche
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von einer personensorgeberechtigten Person begleitet werden (,begleitetes Trinken®).
Diese Ausnahmevorschrift wird mit der Anderung ersatzlos gestrichen. Bier, Wein,
weinahnliche Getranke, Schaumwein, Mischungen von Bier, Wein, weinahnlichen
Getréanken oder Schaumwein mit nichtalkoholischen Getranken durfen demnach kunftig
auch im Beisein einer personensorgeberechtigten Person nicht in der Offentlichkeit an
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren abgegeben oder ihnen der Verzehr gestattet
werden.

Die Ausnahmevorschrift des § 9 Absatz 2 wurde mit der Schaffung des JuSchuG im Jahr
1952 in dieses aufgenommen. Begriindet wurde dies mit dem Erziehungsprivileg der Eltern
(Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz) in der Erwartung, dass die Eltern ihrer erhdhten
Erziehungsverantwortung in diesem Bereich gerecht wirden. Dieser Ansatz ist gut siebzig
Jahre spater der Erkenntnis gewichen, dass die Regelung den frihen Einstieg in den
Alkoholkonsum beginstigt, der mit erheblichen gesundheitlichen Risiken verbunden ist. Die
Ausnahmevorschrift steht somit im Widerspruch zu den neuen Erkenntnissen der
Alkoholforschung sowie den gesundheitspolitischen Zielen. Die Streichung dieser
Regelung stellt einen notwendigen Schritt dar, um junge Menschen vor den erheblichen
gesundheitlichen und sozialen Folgen des Alkoholkonsums zu schutzen. Angesichts der
wissenschaftlichen Erkenntnisse Uber die negativen Auswirkungen friihen Alkoholkonsums
auf die korperliche und geistige Entwicklung von Jugendlichen sowie der gesellschaftlichen
Folgen des riskanten Alkoholkonsums ist die Streichung dieser Regelung unerlasslich, um
den Jugendschutz in Deutschland zu starken und die alkoholbedingte Krankheitslast zu
reduzieren.

Bei der Anderung der Nummerierung handelt es sich um eine Folgednderung der
Streichung des Absatzes 2.

Zu Artikel 6 (Anderung des Kinder- und Jugendstirkungsgesetzes)

Die im Kinder- und Jugendstarkungsgesetz befristet eingeflihrte Regelungen § 10a
Absatz 3 (Teilnahme des Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe am Gesamtplanverfahren)
und § 10b (Verfahrenslotse) sollen unbefristet gelten.

Die Regelung zur Anderung der Vorrang-Nachrang-Regelung des § 10 Absatz 4 SGB VIII
(Zustandigkeitsibergang von Leistungen der Eingliederungshilfe fir junge Menschen mit
(drohenden) Behinderungen aufgrund von kérperlichen, geistigen und
Sinnesbeeintrachtigungen auf die Kinder- und Jugendhilfe fur den Fall, dass ein
Bundesgesetz mit gesetzlichen Regelungen zur Umsetzung des Zustandigkeitslibergangs
bis zum 1. Januar 2027 verkindet wird) wird gestrichen. An dem Ziel der perspektivischen
Gesamtzustandigkeit der Kinder- und Jugendhilfe fiir alle Kinder und Jugendlichen mit und
ohne Behinderungen wird festgehalten.

Zu Artikel 7 (Anderung des Gewalthilfegesetzes)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Artikel 8 (Evaluierung)

Die Wirkungen dieses Gesetzes sind vom Bundesministerium fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend zu evaluieren. Die Lander sind zu beteiligen.

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Die Regelungen der Artikel 1, 3, 4, 5, 6, 7 und 8 treten am Tag nach der Verklindung in
Kraft.



Zu Absatz 2

Artikel 2 tritt am 1. Januar 2028 in Kraft.
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	Artikel 1
	Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. April 2026 (BGBL. 2026 I Nr. 111) geändert worden ist, wird wie fol...
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 8a Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	3. § 10 Absatz 5 bis 7 werden durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:
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	§ 34 „
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	(3) „ Eine Klage gegen die Entscheidung des Jugendamts, aufgrund der Altersfeststellung nach dieser Vorschrift die vorläufige Inobhutnahme nach § 42a oder die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzulehnen oder zu beenden, hat keine aufsch...
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	10. Nach § 58 wird der folgende § 58a eingefügt:
	„§ 58a
	Bestätigung des Todes eines sorgeberechtigten Elternteils
	Ein Elternteil, dem die elterliche Sorge oder ein Teil der elterlichen Sorge bislang gemeinsam mit dem anderen Elternteil zustand und dem infolge des Todes des anderen Elternteils die elterliche Sorge oder ein Teil der elterlichen Sorge allein zusteht...


	11. § 78c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:
	12. § 79 wird wie folgt geändert:
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	15. § 89d Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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	(2) „ Kosten unter 1 000 Euro werden nur bei vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen (§ 89b) und bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung (§ 89c) erstattet. Bei Gewährung von Jugendhilfe an eingereiste junge Mens...



	Artikel 2
	Weitere Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Achte Buch Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 1 wird wie folgt geändert:
	§ 1 „
	Recht auf Förderung der Entwicklung, auf Erziehung und auf Teilhabe“.
	(1) „ Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit und auf Förderung seiner vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilha...


	3. § 2 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Leistungen der Jugendhilfe sind:

	4. Nach § 3 Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefügt:
	(4) „ Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind für Leistungen nach § 2 Absatz 2 Nummer 6 Rehabilitationsträger im Sinne von § 6 Absatz 1 Nummer 6 des Neunten Buches. § 7 des Neunten Buches ist zu beachten.“

	5. Nach § 10b wird der folgende § 10c eingefügt:
	„§ 10c
	Erprobungsklausel
	(1) Zum Zwecke der Erprobung der Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen gehen abweichend von § 10 Absatz 4 Satz 2 Leistungen der Eingliederungshilfe nach dies...
	(2) Bei der Erprobung sind von dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Regelungen zum Gesamtplanverfahren nach den §§ 117 bis 122 des Neunten Buches anzuwenden, soweit die Vorgaben über die in §§ 36 bis 36b dieses Gesetzes hinausgehen.
	(3) Die Erprobung ist bis zum 31. Dezember 2032 befristet.
	(4) Auf Antrag des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe bestimmt die nach Landesrecht zuständige Stelle über die Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die dieses Buch zur Erprobung vorrangig anwenden. Der Antrag muss Angaben enthalten über
	(5) Die Länder können Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die einen Antrag nach Absatz 4 gestellt haben, zur Erprobung der vorrangigen Anwendung dieses Buches nach Absatz 1 zulassen, wenn diese
	(6) Landesrecht bestimmt die für die Erprobung begrenzte Zahl der Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie die zuständige Stelle im Sinne des Absatz 4.
	(7) Das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend untersucht unter Beteiligung der Länder die Erprobung nach Absatz 1 und berichtet dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat bis zum 31. März 2030 über die Ergebnisse der Unter...


	6. § 13 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
	(3) „ Jungen Menschen kann in Ergänzung oder unabhängig von Hilfen oder Maßnahmen nach Absatz 1 oder 2 während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen Bildungsmaßnahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozialpädagogisch begle...

	7. § 27 wird durch den folgenden § 27 ersetzt:
	„§ 27
	Hilfe zur Erziehung
	(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe fü...
	(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werde...
	(3) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses erforderlich, so entfällt der Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass eine andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen; die Gewä...
	(4) Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit verbundener therapeutischer Leistungen. Bei Bedarf soll die Hilfe zur Erziehung Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des § 13 Absatz 2 einschließen und kan...
	(5) Sofern infrastrukturelle Angebote oder Regelangebote insbesondere nach den §§ 13, 16 bis 18, 22 bis 24 im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im Einzelfall geeigneter oder gleichermaßen geeignet sind, werden diese nach Maßgabe...
	(6) Die in einer Tageseinrichtung für Kinder nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder in der Schule wegen des erzieherischen Bedarfs erforderliche Anleitung und Begleitung werden als infrastrukturelle Angebote nach § 80a gewährt; die Vorschriften zur Hilfeplanu...
	(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während des Aufenthalts in einer Einrichtung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Erziehung auch die Unterstützung bei der Pflege und Erziehung dieses Kindes.“


	8. Der Zweite Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des Zweiten Kapitels wird durch den folgenden Zweiten Unterabschnitt ersetzt:
	„Zweiter Unterabschnitt
	Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen
	§ 35a
	Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen
	(1) Kinder und Jugendliche mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Kinder oder Jugendliche im Sinne von § 7 Absatz 2 haben einen Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange die Aussicht besteht, dass diese Leistungen nach...
	(2) Besteht ein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe nach Absatz 1, werden diese insbesondere nach Maßgabe der Absätze 3 bis 5, der §§ 35b und 35c sowie der im Rahmen der Hilfeplanung durchgeführten Ermittlungen und getroffenen Feststellung...
	(3) Leistungen der Eingliederungshilfe werden als Sach-, Geld- oder Dienstleistung erbracht. Sie können bei Bedarf mit anderen Leistungen nach diesem Buch kombiniert werden. Auf Antrag werden Leistungen auch durch ein Persönliches Budget ausgeführt. D...
	(4) Dienstleistungen werden nach dem Bedarf im Einzelfall folgendermaßen erbracht:
	(5) Besteht gleichzeitig ein Anspruch auf Hilfe zur Erziehung und ein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe, so sollen Einrichtungen, Dienste und Personen die Hilfe und Leistungen erbringen, die geeignet sind, sowohl den erzieherischen Bedar...

	§ 35b
	Bildungsassistenz für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen
	Die in einer Tageseinrichtung für Kinder nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder in der Schule wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung werden als infrastrukturelle Angebote nach § 80a gewährt. Die Vorschriften zur Hilfeplanung (§ 36) sind ...

	§ 35c
	Bedarfsfeststellung bei Leistungen der Eingliederungshilfe
	(1) Bei der Entscheidung über die Erforderlichkeit eines Gutachtens zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs nach § 17 Absatz 1 des Neunten Buches prüft der Träger der öffentlichen Jugendhilfe als leistender Rehabilitationsträger insbesondere, ob b...
	(2) Liegen keine Gutachten, ärztlichen Stellungnahmen oder vergleichbare Bescheinigungen vor, die als Entscheidungsgrundlage ausreichen, prüft der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, ob für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs eine ärztliche S...
	(3) Hält der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten für erforderlich, sind die Regelungen zur Begutachtung nach § 17 des Neunten Buches anzuwenden.
	(4) Bei der Entscheidung über die Erforderlichkeit eines Gutachtens und bei den Prüfungen nach Absatz 1 oder nach Absatz 2 Satz 1 sind das Kind oder der Jugendliche und der Personensorgeberechtigte zu beteiligen.“



	9. § 36 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Das Kind oder der Jugendliche und der Personensorgeberechtigte sind vor der Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe oder Leistung nach diesem Abschnitt und vor einer notwendigen Änderung von Art und Umfang der gewährten Hilfe oder Leis...
	(2) Im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte soll die Entscheidung getroffen werden über

	10. § 37c Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
	(3) „ Bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegeperson sind der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche oder bei Hilfen nach § 41 der junge Volljährige zu beteiligen. Der Wahl und den Wünschen des Leistungsberechtigten ist zu e...

	11. § 44 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:
	12. § 74 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:
	(4) „ Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die stärker inklusiv ausgerichtet oder an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und die ihre Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.“

	13. § 77 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	14. § 78a Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	15. § 78b wird wie folgt geändert:
	„(2a) Die Ergebnisse der Vereinbarungen sind den Leistungsberechtigten in einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form zugänglich zu machen.“
	(4) „ Liegen die Voraussetzungen für die Übernahme des Leistungsentgelts nach den Absätzen 1 und 3 vor, hat der Leistungserbringer, der eine bewilligte Leistung gegenüber dem Leistungsberechtigten erbringt, Anspruch auf Vergütung dieser Leistung gegen...

	16. § 79 Absatz 2 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	17. Nach § 80 wird der folgende § 80a eingefügt:
	„§ 80a
	Planung infrastruktureller Bildungsassistenz
	Infrastrukturelle Angebote für eine wegen erzieherischen Bedarfs nach § 27 Absatz 6 oder wegen einer Behinderung nach §§ 35a, 35b erforderliche Anleitung und Begleitung von Kindern und Jugendlichen in Tageseinrichtungen nach § 22 Absatz 1 Satz 1 oder ...


	18. Nach § 86 Absatz 6 Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt:
	19. § 91 wird wie folgt geändert:
	20. § 108 wird durch den folgenden § 108 ersetzt:
	§ 108 „
	Evaluierung
	Das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend untersucht unter Beteiligung der Länder das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1444). Es wird untersucht,




	Artikel 3
	Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
	Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBL. I. S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 195) geändert worden ist, wird wi...
	In § 44b Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Ab dem 1. November 2022 haben Versicherte“ durch die Angabe „Versicherte haben“ ersetzt.

	Artikel 4
	Änderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Vierzehnte Buch Sozialgesetzbuch vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Juni 2026 (BGBl 2026 I Nr. 179) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 93 wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 wird gestrichen.
	2. Die Absätze 3 und 4 werden zu den Absätzen 2 und 3.


	Artikel 5
	Änderung des Jugendschutzgesetzes
	Das Jugendschutzgesetz vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr.149) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 9 wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 wird gestrichen.
	2. Die Absätze 3 und 4 werden zu den Absätzen 2 und 3.


	Artikel 6
	Änderung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes
	Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1444) wird wie folgt geändert:
	1. Artikel 1 Nummer 12 wird gestrichen.
	2. Artikel 10 Absatz 3 und 4 wird gestrichen.


	Artikel 7
	Änderung des Gewalthilfegesetzes
	Das Gewalthilfegesetz vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 57) wird wie folgt geändert:
	In § 9 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 10 Absatz 7“ durch die Angabe „§ 10 Absatz 5“ ersetzt.

	Artikel 8
	Evaluierung
	Die Anwendung der durch dieses Gesetz geschaffenen und geänderten Vorschriften des Achten Buches Sozialgesetzbuch sind vom Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend unter Beteiligung der Länder zu evaluieren. Insbesondere wer...

	Artikel 9
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2028 in Kraft.
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